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Weiterbildung ist für Menschen mit Migrationshintergrund essentiell. Deshalb 
existiert im Bereich der Weiterbildung eine Vielzahl an Indikatoren, welche die 
Leistungen der Migrant/inn/en sichtbar machen sollen. Jedoch, so moniert der 
Autor, gleicht diese Form des Monitorings eher einer Einbahnstraße, denn nicht nur 
Migrant/inn/en, sondern die gesamte Gesellschaft muss an der Integration mitwirken. 
Bislang existieren aber keine geeigneten Indikatoren, um diesen notwendigen 
gesellschaftlichen Beitrag sichtbar machen zu können. Für den Bildungsbereich 
holt Prasad Reddy diese Aufgabe nach, indem er „Leitlinien eines Index der 
Inklusion für Weiterbildungsanbieter“ entwickelt. 
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1. Einleitung: Indikatoren der Inklusion für Weiterbildungsanbieter 
 
 

Der zunehmenden Kluft in den Bildungsverläufen von Kindern und Jugendli-
chen, die bestehende Bildungsangebote erfolgreich nutzen, und jenen, bei 
denen sich Benachteiligungen eher kumulieren, muss entschiedener begegnet 
werden: Die in unterschiedlichen Abschnitten einer Bildungsbiografie einge-
schlagenen Wege unterscheiden sich insbesondere nach Geschlecht, sozialer 
Herkunft und Migrationsstatus. Sie führen zu Disparitäten der Bildungsbeteili-
gung und damit zu Unterschieden in den Bildungs- und Lebenschancen. Die-
se zunehmenden segregativen Erscheinungen stehen im Gegensatz zu der 
Inklusions- und Integrationsaufgabe des Bildungswesens. Eine zentrale Her-
ausforderung besteht daher darin, allen jungen Menschen über ein dem ge-
sellschaftlichen Entwicklungsniveau angemessenes Bildungsniveau die sozia-
le und gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2010, S. 13; kursiv vom Autor).  

 

Im Bereich Weiterbildung und M igration existieren mehrere gesetzlich verankerte Indikato-

ren, die die „erbrachten Leistungen“ der Migrant/inn/en (vgl. Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge 2009)1 messen (Integrationsmonitoring). Der Beitrag, den die Gesellschaft zur 

Inklusion (Inklusionsmonitoring) leistet, ist jedoch nicht messbar, da Indikatoren für die Inklu-

sion im Sinne eines erweiterten Ansatzes fehlen. 

 

Die Pflicht, sich um Inklusion zu bemühen, betrifft die Migrant/inn/en genauso wie alle ande-

ren Menschen und Institutionen der Gesellschaft. „Während eine Integrationspolitik und  

-pädagogik primär auf die integrierenden Migrant/inne/n schaut, geht eine Inklusionspolitk 

und -pädagogik viel stärker vom Gesamten der Gesellschaft aus“ (Prömper 2010, S.190). 

Hamburger bemerkt, dass „kein einziger Indikator erhoben wird, der sich auf das Bewusst-

sein und die Einstellung der Mehrheitsgesellschaft auswirkt. Was sie aber denken und tun 

und wie ‚ihre‘ Integrationspolitik wirkt, das ist im Kontext des herrschenden Diskurses keine 

Frage. Dabei wäre das die wichtigste“ (Hamburger 2009). Um eine angemessene Beurtei-

lung der integrationspolitischen Maßnahmen, darunter auch die der Weiterbildungsmaßnah-

men, vornehmen zu können, muss deren „Wirkung und Akzeptanz“ beobachtet werden. Zu 

1 Diese sind die Indikatoren für die „Integration“ aus der Studie „Ungenutzte Potenziale“, die jedoch 
nur den „Integrationsgrad“ der Migrant/inn/en zu messen beabsichtigen und nicht die soziostrukturel-
len Aspekte der Weiterbildung berücksichtigen und deren Maßnahmen auswerten. Die Bewertung der 
Kriterien erfolgt auf einer Skala von eins – „missglückte Integration“ – bis acht – „gelungene Inte- 
gration“. Migrant/inn/en werden in den vier Bereichen „Assimilation (mit zwei Indikatoren), Bildung (mit 
vier Indikatoren), Erwerbsleben (mit sieben Indikatoren) und Absicherung (mit zwei Indikatoren)“ un-
tersucht. Zudem werden die jugendlichen Migrant/inn/en explizit in den Bereichen „Bildung und Er-
werbsleben“ mit einem Indikator ausgewertet. Dazu www.berlin-
institut.org/fileadmin/user_upload/Zuwanderung/Integration_RZ_online.pdf S. 28–33 (Stand: 
07.07.2010) 
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diesem Zweck ist im Oktober 2008 von acht deutschen Stiftungen ein Sachverständigenrat 

der deutschen Stiftungen für Integration und Migration (SVR) gegründet worden, der durch 

Entwicklung eines „Integrationsbarometers“ (SVR 2010) die Einstellungen und Stimmungen 

zu Integration und Migration in Deutschland erfasst. Dabei lauten die Leitfragen wie folgt:  

o Wie werden integrationspolitische Maßnahmen auf Bundes-, Länder- und kommuna-

ler Ebene in der Bevölkerung aufgenommen?  

o Welche früheren oder gegenwärtigen Erfahrungen in den Bereichen Integration und 

Migration wurden gemacht?  

o Welche künftigen Erwartungen werden an Integration und Integrationspolitik ge-

knüpft? (vgl. Bade 2009, S. 6)  

 

Das vom SVR zum ersten Mal veröffentlichte Integrationsbarometer, das die Folgen und 

Wirkung der bisherigen Integrationsmaßnahmen misst, schreibt die Verantwortlichkeit für 

Integrationserfolg nicht nur den Migranten zu, sondern auch der Mehrheitsbevölkerung und 

dem deutschen Staat. Auch wenn ein solches Barometer zu begrüßen ist, ist festzustellen, 

dass die Indikatoren für die inklusionsfördernden Maßnahmen der Weiterbildungsanbieter 

fehlen und es nur mit einer begrenzten Interpretation von Integration arbeitet. 

 

Indikatoren für Weiterbildungsanbieter im Bereich der Migration fehlen besonders für die 

Prüfung der Qualität der Angebote und für ein systematisches „Monitoring“ inklusions-

fördender Maßnahmen (vgl. Stroh 2012). Solche Indikatoren sind für die Institutionen der 

Weiterbildung besonders wichtig, da ein enger Zusammenhang zwischen Herkunft und Bil-

dungschancen besteht, und dieser Zusammenhang ist das zentrale „Gerechtigkeitsproblem 

unserer Gesellschaft“ (Merten 2006, S. 65). Daher ist es notwendig – angesichts der unge-

rechten Verteilung von Chancen –, das Verhalten der Institutionen durch geeignete Indikato-

ren zu erkennen, zu messen und zu steuern: „Die natürliche Verteilung ist weder gerecht 

noch ungerecht; es ist auch nicht ungerecht, dass die Menschen in eine bestimmte Position 

der Gesellschaft hineingeboren werden. Das sind einfach natürliche Tatsachen. Gerecht 

oder ungerecht ist die Art, wie sich die Institutionen angesichts dieser Tatsache verhalten“ 

(Rawls 1988, S. 123, zitiert in Merten 2006, S. 65). Im Bereich der Weiterbildung und Migra-

tion können Indikatoren dazu dienen, Ursachenforschung (zu exkludierenden Praktiken in 

Institutionen) zu betreiben, um Barrierefreiheit zu schaffen, sie können dazu dienen, geeig-

nete Beratungsangebote zu entwickeln (welche Angebote brauchen Migrant/inn/en?) und 

dazu, existierende Angebote zu analysieren (welche Kursinhalte fördern Inklusion, welche 

nicht?). Durch Sicherung der Qualität von Angeboten und ihre Steuerung durch Entwicklung 
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entsprechender Qualitätsstandards (Heimlich/Behr 2009a) können Indikatoren zu einem ef-

fektiven Weiterbildungssystem führen.  

 

Um aussagekräftige Indikatoren zu entwickeln, sind Standortbestimmung und theoretische 

Fundierung notwendig, denn Indikatoren bilden quantitativ fassbare Sachverhalte ab, mithilfe 

derer Aussagen über die Qualität von Systemen gemacht werden sollen. Dazu bedarf es 

einer Überprüfung von Annahmen über Wirkungszusammenhänge (vgl. BiBB 2010, S. 400). 

Neben quantitativer Fassbarkeit sind Indikatoren für Aussagen über qualitativ sichtbare 

Sachverhalte, nämlich Weiterbildungsinhalte, -angebote und Lernprozesse der Weiterbil-

dungsanbieter im Bereich Migration, von zentraler Bedeutung. Hier sind die seit 2000 im 

Rahmen der Lissabon Strategie eingeführten „Benchmarks“ zur Beobachtung und Verbesse-

rung der Berufs- und Berufsbildungssysteme in der EU zu nennen – als Anhaltspunkte für 

die Entwicklung von Indikatoren qualitativer Inhalte der Weiterbildungsangebote. Bench-

marks wie die Indikatoren sind Maßstäbe, „die aus der Analyse der gegenwärtigen Situation 

gewonnen werden und die Verbesserung eines Zustands intendieren. […] Über den damit 

eröffneten Vergleich wird bei schlechter Performance öffentlicher Druck erzeugt“ (BIBB 

ebd.). Eine Expertise der Friedrich-Ebert-Stiftung (vgl. Filsinger 2008) gibt weitere Anhalt-

spukte: „Eine wichtige Aufgabe der neuen Integrationspolitik ist die Einführung eines wissen-

schaftlich begründeten Integrationsmonitoring. Mit seiner Hilfe sollen Faktoren gelingender 

und misslingender Integrationsprozesse transparenter gemacht werden. Ergänzt werden 

muss es durch Studien, die die Wirkung von Integrationspolitiken und -programmen zum Ziel 

haben“ (Schultze, G. 2008, S. 5). Die Schlussfolgerungen der Gutachten zum ersten 

Integrationsindikatorenbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 

(BAMF 2009, S. 194–197) weisen an verschiedenen Stellen auf begleitende, vertiefende 

Studien und „einen weiteren Forschungsbedarf“ (ebd., S. 197) hin.2  

 

2 In 14 Kategorien (Rechtsstatus und Demographie; Frühkindliche Bildung und Sprachförderung; Bil-
dung; Ausbildung; Arbeitsmarkt; Soziale Integration und Einkommen; Gesellschaftliche und politische 
Partizipation; Wohnen; Gesundheit; Interkulturelle Öffnung der Verwaltung und der sozialen Dienste; 
Kriminalität, Gewalt und Fremdenfeindlichkeit) werden 53 Indikatoren entwickelt. Interessant ist die 
Verwendung von Begriffen wie gesellschaftliche Teilhabe: Gefragt wird in dem Indikatorenbericht des 
BAMF nicht, wie die gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht werden könnte, sondern ob Migranten sich 
an gesellschaftlichen Aktivitäten, z.B. in Verbänden, beteiligen. Diese „Teilhabe“ ist begrenzt auf 
Mainstream-Institutionen wie die politischen Parteien und berücksichtigt nicht die weit verbreiteten 
Migrationsselbstinitiativen, religiöse Intitiative der muslimischen Verbände, verschiedene kulturelle 
Initiativen der „national-organsierten“ Initiativen wie die Bangladeshi und Sri Lankanische Initiativen. 
Diese exkludierenden Annahmen bezüglich politischer Partizipation von Migrant/inn/en hat Munsch 
(2010) in einer kritischen Studie diskutiert.  
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Das Ziel dieses Beitrages ist es daher, Gründe für die Entwicklung von Indikatoren für 

Weiterbildungsanbieter darzustellen und mittels entsprechender theoretischer Rahmung und 

Leitlinien die Entwicklung solcher Indikatoren vorzuschlagen. 

 

1.1 Begriffsklärung 

 

Die in diesem Aufsatz wechselseitig verwendeten Begriffe „Weiterbildung“, „Erwachsenenbil-

dung“ und „Lebenslanges Lernen“ verfolgen die Leitidee der gegenwärtigen holistischen An-

sätze, vertreten von einer inklusiven Bildung u.a. im UNESCO-Dokument Inklusion: Leitlinien 

für die Bildungspolitik (vgl. Deutsche UNESCO-Kommission e.V. 2009). Dieses Dokument 

erklärt als Ziel, den „Inklusionsgedanken in Deutschland zu stärken“, bietet eine umfassende 

Definition von Weiterbildung, nimmt die sozio-politischen Rahmen und die Zugangsbarrieren 

in den Blick und bietet einen geeigneten Rahmen für die in diesem Beitrag gestellten Aus-

gangsfragen: 

 
Inklusive Bildung ist ein Transformationsprozess, der zum Ziel hat, dass Schulen 
und andere Lernzentren alle Kinder aufnehmen – Jungen und Mädchen, Schüler 
ethnischer und linguistischer Minderheiten, die ländliche Bevölkerung, jene, die 
von HIV/AIDS betroffen sind, Schüler mit Lernschwierigkeiten und auch für alle 
Jugendlichen und Erwachsenen Lerngelegenheiten schaffen. Das Ziel von inklu-
siver Bildung ist, Exklusion zu beseitigen. Diese entsteht durch negative Einstel-
lungen und mangelnde Berücksichtigung von Vielfalt in ökonomischen Voraus-
setzungen, sozialer Zugehörigkeit, Ethnizität, Sprache, Religion, Geschlecht, se-
xueller Orientierung und Fähigkeiten. Bildung vollzieht sich in formalen und non-
formalen Kontexten, in Familien und in den Gemeinden. Folglich ist inklusive Bil-
dung kein Randthema, sondern zentral, um qualitativ hochwertige Bildung für alle 
Lernenden zugänglich zu machen und um eine inklusive Gesellschaft zu entwi-
ckeln. Inklusive Bildung ist wesentlich, um soziale Gerechtigkeit zu erreichen und 
sie ist ein konstituierendes Element Lebenslangen Lernens (ebd., S. 4).3 

 

Dabei hofft die UNESCO, dass die Leitlinien „für die politischen Entscheidungsträger, Lehrer 

und Lernende, Führungspersönlichkeiten in Kommunen und Mitglieder der Zivilgesellschaft 

eine Ressource bei ihren Bemühungen um effektive Strategien zur Erreichung der EFA 

(Education für All)-Ziele darstellen“ (ebd.) Diese Leitidee vereint die allgemeine, betriebliche 

bzw. berufliche und politische Weiterbildung und spiegelt die in den 1970er Jahren geführte 

3 Die UN definiert, mit Blick auf Menschen mit Behinderung, folgende Grundprinzipien der Inklusion: 
“Respect for inherent dignity, individual autonomy including the freedom to make one’s own choices, 
and independence of persons; (b) Non-discrimination; (c) Full and effective participation and inclusion 
in society; (d) Respect for difference and acceptance of persons with disabilities as part of human 
diversity and humanity; (e) Equality of opportunity; (f) Accessibility;(g) Equality between men and 
women” (vgl. United Nations, 2006). 
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Diskussion über die „Verzahnung, Verbindung, Integration oder Synthese von beruflicher und 

politischer bzw. allgemeiner Bildung“ wider. Zu dieser Zeit kreiste die Diskussion insbeson-

dere um die wechselseitigen Beziehungen zwischen „der internen Diskussion und der prakti-

schen Arbeit an den Volkshochschulen und der Arbeitsmarktpolitischen Entwicklung.“ Dabei 

wurde auch festgelegt, dass es sich nicht um „isolierte Faktoren“ handelt, sondern um zwei 

„Ursachen- und Symptom-Komplexe, die untereinander und mit anderen Rahmenbedingun-

gen von Erwachsenenbildung in Wechselbeziehungen verbunden sind“ (Pflüger 1975, S. 

201; vgl. auch UNESCO 1976).4  

 

Dave spricht von Lebenslanger Bildung als einem „Prozess auf personenbezogenen, sozia-

len und berufsbezogenen“ Ebenen. Lebenlanges Lernen schließt die ganze Lebensspanne 

ein und dient einer ganzheitlichen Entwicklung und Verbesserung der „Lebensqualität“ von 

Individuen und sozialen Gruppen (vgl. Dave 1976, S. 34; zitiert in DIE 2004, S. 7). Es handelt 

sich um eine integrative Vorstellung von Lernen mit dem Ziel verstärkter Aufklärung, um so 

eine bestmögliche Entwicklung in unterschiedlichen Lebensphasen und Lebensbereichen zu 

erreichen. Sie schließt formales, nicht-formales und informelles Lernen ein. 

 

Als Folge der Verbundenheit der betrieblichen, allgemeinen und politischen Weiterbildung 

von Migrant/inn/en sind im Kontext dieses Beitrags Weiterbildungsanbieter verschiedenster 

Arten gemeint.5 Das impliziert auch eine enge Zusammenarbeit zwischen Weiterbildungsan-

bietern in Feldern der beruflichen, allgemeinen und politischen Bildung und die Entwicklung 

eines kontextübergreifend tragfähigen Indikatorensystems für Typen von Anbietern und An-

geboten (für Befragungen, Programmanalysen) (vgl. Schrader 2006). Diese kontextübergrei-

4 Zentrale Aussagen fordern Normen und Standards für einen breiteren Zugang zu Bildung und inklusive Ansätze 
in der Bildung, u.a. Schaffung von ständiger Weiterbildung und Lerngelegenheiten für Jugendliche und 
Erwachsene: “The term ‘adult education’ denotes the entire body of organized educational processes, whatever 
the content, level and method, whether formal or otherwise, whether they prolong or replace initial education in 
schools, colleges and universities as well as in apprenticeship, whereby persons regarded as adult by the society 
to which they belong develop their abilities, enrich their knowledge improve their technical or professional qualifi-
cations or turn them in a new direction and bring about changes in their attitudes or behavior in twofold perspec-
tive of full personal development and participation in balanced and independent social, economic and cultural 
development (UNESCO 1976, S. 2, kursive Hervorhebungen vom Autor). 
Eine Diskussion über eine Synthese der allgemeinen, beruflichen und politischen Bildung wurde in den 1970er 
Jahren in der Zeitschrift Hessische Blätter für Volksbildung sehr profund und kontrovers geführt und durch vielfäl-
tige und informative Beiträge dokumentiert.  
5 Im Folgenden wird daher der Begriff Weiterbildungsanbieter verwendet und nimmt die gesamte Palette von 
Weiterbildungseinrichtungen verschiedenster Art in den Fokus. Gemeint sind damit Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung/Weiterbildungs-anbieter: Institutionen und Verbände allgemein (Erwachsenenbildung); Institutionen 
mit Schwerpunkt Berufliche Weiterbildungsforschung; Institutionen der Wissenschaftlichen Weiterbildung; Bun-
deszentrale und Landeszentralen für politische Bildung und die Volkshochschulen (vgl. 
www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=5221). Hier ist auch anzumerken, dass kleine Initiativen, vor allem im 
Bereich der Allgemeinen Bildung, häufig in der Weiterbildungslandschaft nicht berücksichtigt werden und damit 
die Unterstützung ihrer Projekte vernachlässigt wird. Für weitere Diskussionen dazu: http://www.die-
bonn.de/anbieterforschung.de  
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fende Herangehensweise verpflichtet die Weiterbildungsanbieter, bei der Gestaltung ihrer 

Angebote die veränderten Rahmenbedingungen mit zu berücksichtigen. Die Rahmenbedin-

gungen für die Weiterbildungsanbieter im Bereich der Migration ergeben sich aus den demo-

graphischen und sozial-politischen Gegebenheiten in einem Einwanderungsland. In diesem 

Sinne sind in einer inkludierenden Weiterbildung die Inhalte, Didaktik und Partizipation mitei-

nander verbunden, die die Benachteiligungen der Migrant/innen vor, während und nach ih-

rem Erwerbsleben, durch ihren Aufenthaltsstatus und ihren Alltag berücksichtigen (vgl. Red-

dy 2010). Dabei sind die Lebenswelt und die Lernumgebung der Migrant/innen zu berück-

sichtigen. Die „Idee des Lebenslangen Lernens“ im Sinne der UNESCO-Definition der 

1970er-Jahre betont, dass „Bildungsprozesse von Menschen während ihrer gesamten Le-

bensspanne“ (Zeuner 2006, S. 303) in den Blick zu nehmen sind und nicht, wie Schlussfol-

gerungen des OECD-Diskurses nahelegen, primär Qualifikationsprozesse im Rahmen von 

Erwerbstätigkeit im Erwachsenenalter darstellen (vgl. Merten 2006; Reddy 2009; 

Fatke/Merkens 2006; Geseman/Roth 2009; Groh/Winter 2007).6 

 

Die im englischsprachigen Raum verwendeten Begriffe Citizenship Education (vgl. Zeuner 

2006), Social Inclusion (vgl. Tett 2006) and Political Inclusion (vgl. Wagner 2007) liefern wei-

tere Aspekte einer umfassenden und erweiterten Definition einer inklusiven Weiterbildung 

und bieten zusätzliche Anhaltspunkte für Indikatoren in diesem Bereich. Die Arbeit mit (den) 

Ureinwohnern Kanadas zeigt beispielhaft, dass inkludierende Weiterbildung unter realitäts-

nahen, sozialpolitischen Bedingungen zum Definitionsrahmen der Erwachsenenbildung bei-

trägt. Durch eine Reihe von working papers, eine nationale Konferenz und einige landeswei-

te community Treffen identifizierte die Laidlaw Foundation fünf kritische Dimensionen 

(cornerstones) von Social Inclusion. Demnach ist Social Inclusion ein “complex and challeng-

ing concept that cannot be reduced to only one dimension or meaning.”7 Für Wagner (vgl. 

6 Eine ausführliche Diskussion um die veränderten Rahmenbedingungen findet man in Reddy 2010, S. 
104 ff. Dort sind die folgenden Rubriken ausgeführt: Demographischer Wandel; Komplexe Migrations-
prozesse und ‚vielfältige Migrant/inn/en‘; Sozialpolitische Rahmenbedingungen; einwanderungsrechtli-
che Diskriminierung und Diskriminierung am Arbeitsmarkt. 
7 Nach der Laidlaw Foundation existieren fünf Kern-Dimensionen der Social Inclusion: 
1. Valued recognition - Conferring recognition and respect on individuals and groups. For example, 
policies and programs that recognize the differences in children's development and do not equate 
disability with pathology; support for community schools that are sensitive to cultural and gender dif-
ferences; and public policy recognition of common worth through universal programs such as health 
care. 2. Human development - Nurturing the talents, skills, capacities and choices of children and 
adults to live a life they value and to make a contribution both they and others find worthwhile. For 
example, ensuring learning and developmental opportunities for all children and adults; community 
child care and recreation programs for children that are growth-promoting and challenging rather than 
merely custodial. 3. Involvement and engagement - Having the right and the necessary support to 
make/be involved in decisions affecting oneself, family and community, and to be engaged in commu-
nity life. For example, youth engagement and control of services for youth; parental input into school 
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ebd.) ist political citizenship oder empowerment of the citizenry der Kernaspekt des Themas 

Inklusion/Exklusion. Unter Berufung auf Werke von politischen Theoretiker/innen wie Arndt, 

Habermas und Rawls unterscheidet Wagner zwischen formal citizenship („as a mere status 

of position”) und realised citizenship („as full participation in a democratic polity“): 

 

All members of society have to undergo a lifelong learning process in which they 
acquire and improve the knowledge, attitudes and skills necessary to become ef-
fective citizens in the family, at the workplace, through leisure and cultural activi-
ties and [...] by becoming involved in a broad array of public and private organisa-
tions. Hence, as a lever for social inclusion, realized citizenship requires active 
participation rather than merely passive membership in society; realised citizen-
ship is citizenship through education (Wagner 2006, S. 95). 

 

 

1.2 Erwachsenenbildung – Integration – Migration: Eine Aufgabe der 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 

 

Der Erwachsenenbildung war „Integration“ stets immanent. Was aber fehlt, ist die Systemati-

sierung eines konsequenten Weiterbildungsprozesses samt der dazugehörigen pädagogi-

schen Impulse in Bezug auf Migrant/inn/en (vgl. Prömper 2010, S. 185f.). Historisch gesehen 

hatte die Erwachsenenbildung der Bemühung zu folgen, die „Integrationsprozesse“ (im er-

weiterten Sinne die „Inklusionsprozesse“) der Ausgeschlossenen, „Ungebildeten und Unter-

worfenen“ zu unterstützen. Das Streben nach Chancengleichheit und Partizipation sowie der 

Wunsch nach Aufstieg durch Bildung sind keineswegs neu für die Weiterbildungsbewegung 

und waren bereits bei der Gründung der Volkshochschulen 1919 zu beobachten. Opper-

mann (2003) nennt „Integration als Grundkategorie“ der Volkshochschularbeit. Dies stiftet 

erwachsenenbildnerischen Konsens: „Integration ist von Anbeginn an die zentrale Kategorie 

jeder erwachsenenbildnerischen Praxis. Sie weist dabei soziale, politische, rechtliche, indivi-

duelle, didaktische und wissensorientierte Facetten auf, die in unterschiedlichen Ausprägun-

gen und Epochen ihr Handeln, ihre Motive und Zielsetzungen bestimmen. Über die gesamte 

curriculum or placement decisions affecting their child; citizen engagement in municipal policy deci-
sions; and political participation. 4. Proximity - Sharing physical and social spaces to provide opportu-
nities for interactions, if desired, and to reduce social distances between people. For example, shared 
public spaces such as parks and libraries; mixed income neighbourhoods and housing; and integrated 
schools and classrooms. 5. Material well-being - Having the material resources to allow children and 
their parents to participate fully in community life. This includes being safely and securely housed and 
having an adequate income (Quelle: The Centre of Knowledge on Healthy Child Development) 
www.knowledge.offordcentre.com/index.php?option=com_content&view=article&id=277:understandin
g-social-inclusion-vfc&catid=73). 
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Geschichte der Erwachsenbildung hinweg lassen sich die Muster paradigmatisch nachwei-

sen, und erst daran wird der innere Bezug von Individuen, Gesellschaft und Erwachsenen-

bildung deutlich“ (ebd., S. 294). Da der selbst gestellte Anspruch der Erwachsenenbildung 

auf der „Integration“ der Ausgeschlossenen beruht, sollte die Arbeit u.a. mit Zuwanderern 

nicht nur kompensatorisch durchgeführt werden, sondern als ein Medium zur Stärkung der 

ethischen Kompetenz der Aufnahmegesellschaft verstanden werden. Durch die Entwicklung 

eines geschärften kulturellen Bewusstseins setzt sich die lange Tradition sozialer Integrati-

onsleistungen der Erwachsenenbildungsarbeit fort.  

 

Heute stehen aktuelle und brisante Themen wie „Gleichheit der Bildungschancen, Integrati-

on, Differenzierung und Anerkennung, […] Bildung und soziale Ungleichheiten“ zur Diskussi-

on (Merten 2006 S. 65; vgl. Klafki 1984 S. 2000ff). So gesehen sind die Migrant/innn/en die 

Außenseiter der Postmoderne und verdienen eine genauere Aufmerksamkeit der Erwachse-

nenbildung im Hinblick auf die oben genannte historische „Mission“ der Erwachsenenbildung 

und Volkshochschulen.  

 

In der Gegenwart ist die Suche nach dem Umgang mit Migration und Diversität also immer 

noch ein wichtiges Thema. Im Jahre 2003 schrieb Nuissl in seinem Beitrag „Das Problem der 

Zuwanderung und Integration in der Erwachsenenbildung: Chancen, Perspektiven, Risiken“: 

 

Wir stehen vor sehr interessanten Herausforderungen an Bildung in theoretischer Per-
spektive, für deren Bewältigung es derzeit noch an ausreichendem empirischem Mate-
rial mangelt. Es besteht aber kein Zweifel daran, dass wir in absehbarer Zeit hierzu 
über ein breites Spektrum an Erfahrungen und Beispielen verfügen werden. Dies wird 
dann auch verwendet werden können für die Qualifizierung der Lehrenden und der in 
Weiterbildung Tätigen. (Nuissl 2003, S. 322–23).  

 

Sieben Jahre nach dieser Aussage bleibt zu fragen, ob wir tatsächlich über genügend „empi-

risches Material“ und „ein breites Spektrum an Erfahrungen und Beispielen“ verfügen?  

 

Seit der Forderung von Nuissl hat sich viel bewegt, zumindest auf der Forschungsebene. In 

2004 schrieben Hormel/Scherr in ihrem Beitrag Interkulturelle Pädagogik –Standortbestim-

mung und Perspektiven: „Zentrale Aufgabe einer Pädagogik in der Einwanderungsgesell-

schaft ist u.E., die Kritik von Strukturen und Praktiken der Diskriminierung sowie die Ermögli-

chung von Selbstbestimmung auch im Verhältnis zu kulturellen Vorgaben und Identifikati-

onszumutungen“ (Hormel/Scherr 2004, S. 42. Hervorhebung vom Autor). Damit plädieren sie 

für eine „integrative Perspektive“ wie für eine „integrative Grundkomponente“. Solch eine 

ganzheitliche Perspektive fordert dazu auf, antirassistische Ansätze und ihre Akzentuierung 
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von Macht- und Ungleichheitsverhältnissen, Konzepte der Menschenrechtspädagogik mit 

ihren explizit formulierten Anti-Diskriminierungsperspektiven sowie Ansätze der Menschen-

rechtspädagogik und Diversity-Pädagogik systematisch aufeinander zu beziehen.  

 

In Zukunft wird auch dieses Thema unverzichtbar bleiben. Das Jahr 2010 wurde von der 

Europäischen Kommission als das Jahr der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-

zung ausgerufen (vgl. Deutsche UNESCO-Kommission 2010). Auch im Rahmen des Jahres 

der Inklusiven Bildung (2009) ist die Aufmerksamkeit für die Exklusion von Migrant/innen in 

das Zentrum gerückt. Die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-

schusses zum Thema "Bildung für Inklusion: Ein Instrument zur Bekämpfung von Armut und 

sozialer Ausgrenzung" enthält Empfehlungen, die für die Weiterbildungsstrukturen von Nut-

zen sind (vgl. La Marca 2010).  

 

1.3 Internationalität und Interdisziplinarität 

 
„In einer globalen Welt mit wachsenden Problemen, die sich nicht mehr nur disziplinär defi-

nieren lassen, sind Forschungspraxen gefragt, die die Grenzen überschreiten, eigene und 

fremde Forschungsresultate theoretisch und praktisch zu integrieren in der Lage sind und in 

denen versucht wird, neue Wege in der Wissensproduktion zu gehen“ (Felbinger 2010,  

S. 16; vgl. Mittelstraß 2001). Neben den bereits erwähnten internationalen Bezügen in Kana-

da und Australien und der UN-Bemühungen sind Berichte und Studien aus anderen innereu-

ropäischen Nachbarländern bereits vorhanden. England und Schottland haben in den letzten 

Jahren viel zum Thema Social Inclusion gearbeitet (Hejazi 2009; Evans u.a. 2009) und bie-

ten weitere Anhaltspunkte. Internationale Studien zur Inklusion und Exklusion (vgl. 

Jakubowicz 2008), Citizenship und zu sozialen Zusammenhängen der Weiterbildung (vgl. 

Balatti/Falk 2001; Glover u.a. 2001) bieten einen Rahmen, in dem man Fragen zu Migrati-

onsprozessen und zur Entwicklung von Indikatoren für Weiterbildung von Migrant/inn/en stel-

len kann. Bereichernd sind in diesem Zusammenhang ebenfalls die Ergebnisse der langjäh-

rigen Forschung und Praxis, sowohl national als auch international, zur Inklusion von Men-

schen mit Behinderung im Bereich der Schule und zu Fragen der Angebotsqualität im Be-

reich des inklusiven Bildungssystems (Booth 2009; Ainscow 2009; Booth/Ainscow 2003; 

Hinz u.a. 2008). Ihre Relevanz zur Weiterbildung für Menschen mit Behinderung haben 

Heimlich/Behr ansatzweise erarbeitet (vgl. Heimlich/Behr 2009, 2009a; Krol 2008; Verband 

Entwicklungspolitik Deutscher Nichtregierungs-Organisationen e.V.VENRO 2004). 
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Eine Auseinandersetzung mit migrationsspezifischen Fragen und Fragen der Inklusion aus 

Sicht der Bildungsforschung (vgl. Gogolin 2002), Migrationspädagogik (vgl. Dirim/Mecheril 

2009, Mecheril 2004), Anti-Diskriminierungsforschung, Entwicklungspolitik und der Weiterbil-

dungsträger ist nötig, um Nachhaltigkeit und Effektivität zu gewährleisten. Ergebnisse der 

Sozialarbeitspädagogik und Rassismusforschung, Sozialraumorientierung (Straßburger 

2009; Straßburger/Bestman 2007 und 2008) und Kommunalen Integrationspolitik 

(Geseman/Roth 2009) sind in diesem Kontext ebenfalls von Bedeutung. Forderungen nach 

einer Verknüpfung von Fragen der politischen Partizipation von Migrant/inn/en in Deutsch-

land mit der Migrations- und Entwicklungspolitik (vgl. Diehl/Urban 1998) liegen vor und wer-

den die Diskussion um die Weiterbildung von Migrant/inn/en und Inklusion begleiten. Des 

Weiteren sind die Debatten in Nachbardisziplinen, etwa über „Gesellschaftlichkeit und Politik-

immanenz“ in der Sozialen Arbeit (vgl. Müller/Peter 2008, 33ff), Transnationalität in der Ju-

gendarbeit (vgl. Thimmel/Friesenhahn 2005) erwähnenswert. 

 

 

2. Zusammenhänge: Matrix relevanter Indikatoren  

 

Die Kluft zwischen „Integrationsanspruch und Verwirklichung“ bleibt eine besondere Heraus-

forderung (vgl. Dohmen 2003, S. 342; Müller 2003, S. 331ff.). Für eine systematische Be-

standsaufnahme bisheriger Fortschritte bei den Weiterbildungsangeboten für und mit Mig-

rant/innen ist ein Indikatorenset notwendig, das Assessment und Messung ermöglichen 

kann. Im Folgenden wird eine Matrix mit möglichen Indikatoren vorgestellt und darauf fol-

gend die Grundlagen, Themenbereiche und einzelne Leitlinien aufgeführt. 

 
Im Vorfeld einer ausführlichen Diskussion der Grundlagen, Themenbereiche und Leitlinien ist 

zuerst die Beschreibung der Zusammenhänge der hier vorgestellten Matrix von Indikatoren 

(s. Schaubild unten) notwendig. Die Matrixentwicklung stützt sich hauptsächlich auf Erkennt-

nisse der Grounded Theorie (Glaser/Strauss 1967, 1968; Strauss 1978), auf das Problem-

zentrierte Interview (vgl. Witzel 1995) und auf Prinzipien der Partizipative Action Research 

Methode (vgl. Fals-Borda/Rahman 1991). Die Darstellung der Matrix in der Art eines Organi-

gramms stellt die inhaltlichen und organisatorischen Zusammenhänge klar (vgl. 

Strauss/Corbin 1990, S. 158–75). Sie zielt auf die Weiterbearbeitung einzelner Bereiche und 

letztendlich die Entwicklung einzelner Maßnahmen und Projekte im jeweiligen Themenbe-

reich. 
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Quelle: Eigene Darstellung
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Die Notwendigkeit neuer, inkludierender Aufgaben der Weiterbildung im Kontext der bisher 

geführten Diskussion in ihrer Verbindung mit gesellschaftlichen Ungleichheiten, in diesem 

Kontext bedingt durch Migrationsprozesse, ist evident. Was nun bleibt, ist die Entwicklung 

und deren Kommunikation in einer Art und Weise, die über Barrieren des kulturellen Kontex-

tes und der Sprache hinausreicht. Dabei könnten die Indikatoren der Inklusion einen Beitrag 

zu einem Dialog über die Aufgaben von Weiterbildungsanbietern leisten und dabei unterstüt-

zen, einen „Satz von pädagogischen Wertvorstellungen am Leben zu erhalten, in denen 

Gleichheit und soziale Teilhabe“ von allen Beteiligten höher bewertet werden als die Wert-

vorstellungen des freien Markts (vgl. Booth 2009, S. 55). Daher werden in der Matrix das 

Prinzip der Kohärenz (vgl. Felbinger 2010) und das Prinzip der Prozesshaftigkeit (vgl. Booth 

2009) als tragende Säulen aufgeführt.  

 

Das Prinzip der Kohärenz kennzeichnet die Notwendigkeit der Beachtung und Behandlung 

von Zusammenhängen und die Verbundenheit zwischen verschiedenen Bereichen des 

Themenkomplexes. Die Indikatoren für die Entwicklung, Erprobung und Evaluierung der 

Praktiken sollen in allen Bereichen der Weiterbildung sichtbar sein. Ein inhaltlicher und prak-

tischer, nachweisbarer Zusammenhang zwischen den Grundlagen, Themenbereichen und 

den konkreten Praktiken der Weiterbildungsorganisationen sind durch dieses Prinzip ge-

währleistet. Zum Beispiel sind in der ersten Spalte Inklusive Wirkung – Politische Steuerung 

– kritische Ansätze – Lebenswelt-Orientierung kohärent umzusetzen, denn inklusive Wirkung 

ist nur machbar, wenn es politisch gewollt ist (daher die Notwendigkeit der Politischen Steue-

rung) und wenn inkludierende weiterbildungspädagogische Ansätze und Lebensweltorientie-

rung gesichert sind. Die erste Spalte Inklusive Wirkung – Messsbarkeit – Nachhaltigkeit im-

pliziert, dass Inklusive Wirkung eben empirisch prüfbar und nachhaltig sein muss.  

 

Alle hier genannten Indikatoren basieren auf den in der Abbildung mittig platzierten Grundla-

gen und den darauf aufbauenden Themenbereichen. Diese inhaltliche und organisatorische 

Kohärenz in der Ausgestaltung von Weiterbildungsangeboten unterstützt die notwendige 

Kohärenz für die eigene „Lebensgestaltung“ (Felbinger, 2010,S. 159)8. Kuepp (2006, S. 296) 

8 Felbinger (ebd.) definiert Lebensgestaltung wie folgt: „[…] die Wahrnehmung von selbst und Welt, 
[…] das Wissen um Ressourcen, die Fähigkeit im Umgang mit eigenen Gefühlen, die Kompetenz zu 
adäquatem Handeln, auf die Bereitschaft und Fähigkeit zur Verständigung und letztlich auf die Teilha-
be in der Gesellschaft. Ein hohes Kohärenzgefühl zeigt sich in der Verfügbarkeit von Bewältigungs-
strategien, im Vertrauen, flexibel und situationsädequat zu handeln, im effektiven Einsatz von Res-
sourcen (emotional, kognitiv, materiell, personell), im Suchen und Finden von geeigneten Wegen, um 
Lebensprobleme zu lösen, mithin das Leben zu bewältigen. Dabei geht es aber nicht um die Entfal-
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hält Kohärenz daher für ein „Grundprinzip unserer Innenweltorganisationen“, und die Ange-

bote der Weiterbildungseinrichtungen sollten diese Lebensgestaltung und Innerweltorganisa-

tion der potenziellen Teilnehmer/inn/en ermöglichen, bzw. ihnen entsprechen.  

 

Das Prinzip der Prozesshaftigkeit kennzeichnet eine „nie zu Ende kommende“ Wechselwir-

kung zwischen verschiedenen Elementen der Matrix. Nach Booth ist Inklusion wie folgt defi-

niert: „drei miteinander verbundene Perspektiven zur sozialen Teilhabe aller, die sich auf 

Individuen, Systeme und Wertvorstellungen beziehen. Damit ist Inklusion ein niemals en-

dender Prozess zur Erhöhung der sozialen Teilhabe und der Bekämpfung von Exklusion“ 

(Booth 2009, S. 41ff.). Dabei ist auch anzumerken, dass Inklusion nur weiterentwickelt wer-

den kann, wenn die „Hindernisse und Settings und Systeme“ zur Kenntnis genommen wer-

den, die die individuelle soziale Partizipation verhindern und nicht nur die soziale Teilhabe in 

den Mittelpunkt stellen. Der Zweck solcher Kenntnisnahme ist wiederum die Entwicklung von 

„Settings und Systemen“, die die Verantwortung für Heterogenität anerkennt und die alle 

Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen als gleichwertig ansieht (vgl. ebd. S. 42). Prozesse 

sind in diesem Sinne auf menschlicher Ebene, institutioneller bzw. struktureller Ebenen, auf 

der politischen, sozialen, ökonomischen und religiösen Ebene festzustellen. Dies impliziert 

einen wechselseitigen Austausch zwischen Anbietern, „Empfängern“ und der Gesamtgesell-

schaft: Weiterbildungseinrichtungen müssten daher über Strukturen und 

Instrumentarienverfügen, die einen fortlaufenden Austausch und eine Mitbestimmung der 

Kunden/Teilnehmenden über die Angebotsgestaltung, -durchführung und -evaluierung er-

möglicht und nachhaltig sichert. Die Weiterbildungsanbieter sollten Instrumente und Kanäle, 

die diese „Prozesse“ (Lern- und Netzwerk) unterstützen können, nachweisen (vgl. Reddy 

2010, S. 106ff.). In diesem Zusammenhang könnte man dann etwa festellten, dass die Prin-

zipien Nachhaltigkeit – Zivilgesellschaftliche Verankerung – Umgang mit Zugangsbarrieren – 

Mehrdimensionalität von Inklusion insbesondere bei der Konzeption von Bildungsangeboten 

entscheidend sind. 

 

 

  

tung der Persönlichkeit und um ihren Selbstwillen, sondern um die Ausstattung zur Handlungsfähigkeit 
in unserer Welt.  
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2.1 Inklusive (Mit-)Wirkung 

 

Inklusion ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und kann nur in „Zusammenarbeit von 

Parteien, Verbänden, Vereinen, politischen und gesellschaftlichen Institutionen, Kirchen, 

Hilfs- und Selbsthilfeorganisationen […] eine Herausforderung an die aktive Bürgergesell-

schaft“ sein. Politisch handelt es sich nicht nur um eine Herausforderung an die Sozialpolitik, 

sondern um eine echte „Querschnittsaufgabe“ (vgl. Müller 2003, S. 335; Prömper 2010). In-

klusion benötigt daher Indikatoren, die die Bemühungen aller Beteiligten misst und die Mit-

wirkung zur Überwindung der exkludierenden Gesellschaftsverhältnisse von innen ermöglicht 

(vgl. Kronauer 2010, S. 56). Aber im Sinne einer erweiterten Definition bzw. eines erweiter-

ten Ansatzes der Integration/Inklusion lassen sich im bisherigen Kriterienraster/ 

Benchmarking die Pflichten der Weiterbildungsumgebung und des -umfelds und die Leistun-

gen der Mehrheitsgesellschaft nicht messen bzw. einschätzen (Hamburger 2009; Reddy 

2010, S. 119ff.). Der Integrationsanspruch der Migrant/inn/en gewinnt an Gewicht, wenn sich 

alle Beteiligten dafür engagieren. In diesem Sinne ist die Legitimation, der Auftrag für die 

Gestaltung gesellschaftlicher Integrationsprozesse, nicht von oben kommend, in Form von 

verpflichtender Maßnahmenbeteiligung, sondern sie kommt von unten, von den Ausge-

schlossenen, den Verbänden und zivilgesellschaftlichen Initiativen. Gemeint sind hier Men-

schen vor Ort und die örtliche Netzwerke. Dies impliziert auch, dass in entsprechenden Bera-

tergremien die Entscheidungsträger der Ministerien für Bildung sowie für Migration und 

Flüchtlinge, die Vertreter der Zielgruppen und die Weiterbildungsanbieter repräsentiert sein 

sollten, die sich mit kritischen und lebensnahen Ansätzen auskennen und eng mit Mig-

rant/inn/en zusammen arbeiten. Das bedeutet eine gemeinsame Suche nach Entscheidun-

gen über die Inhalte und Didaktik der Inklusion. Ein Beispiel aus Schottland zeigt solch eine 

Initiative, in der die Regierung die Inhalte der Weiterbildung in Zusammenarbeit mit gesell-

schaftlicher Initiative entwickelt:  

 

The Government is seeking to promote a community education practice that seri-
ously engages with social justice/ social inclusion/ democratic deficit issues. Our 
challenge is to have the knowledge, skills, values and vision to work with those 
who are socially excluded and those with power and influence to help in under-
standing the causes of that exclusion and to support people to have the capacity 
to influence and shape change (Gallacher/Crossan 2009, S. 21).  

 

Hase (2010) hält Inklusion für ein fundamentales Menschenrecht und stellt die Aufgaben in 

diesem Bereich als einen „Mitwirkungsauftrag“ für den Staat und seine Instrumentarien sowie 

gleichzeitig auch für die Verbände und andere gesellschaftliche Initiativen dar. Es fehlen 

aber bisher die Indikatoren, eine Art Messlatte, um solche Bemühungen der Weiterbildungs-

anbieter zu messen. Dringend notwendig ist auch eine Wirkungsforschung der bisherigen 
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Bemühungen zur Integration, u.a. die der Integrationskurse und Integrationsmaßnahmen des 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge BAMF, da das BAMF die alleinige Entscheidungs-

hoheit über die Integrationsmaßnahmen hat, indem es die Weiterbildungsanbieter zur Durch-

führung dieser Kurse verpflichtet. Jedoch ist dabei eine Differenzierung zwischen 

Integrationsmonitoring und Evaluierung der Maßnahmen zu berücksichtigen. 

Integrationsmonitoring zielt auf die Messung von Integrationsbemühungen der Migrant/inn/en 

ab. Im Gegensatz dazu hat der Ansatz der Evaluierung der Integrationsmaßnahmen das 

Ziel, die bisherigen Praktiken hinsichtlich ihres Erfolgs bezüglich Inklusion festzustellen: 

 

Wir stehen in Deutschland am Beginn einer neuen Integrationskultur, die für alle 
– Beteiligten-Mehrheit und Minderheitsgesellschaft – in Zukunft erhebliche An-
strengungen nach sich ziehen wird und daher setzt die erfolgreiche Gestaltung 
des Integrationsprozesses eine erhebliche Intensivierung der Integrationsbemü-
hungen voraus – und zwar auf Seiten der Aufnahmegesellschaft ebenso wie auf 
Seiten der Zuwanderer und ihrer Organisationen (Müller 2003, S. 334–335).  

 

Nuissl spricht in diesem Zusammenhang von der „Bringschuld der Empfangsgesellschaft“ 

und „Holschuld der Zuwanderer“ (Nuissl 2003, S. 320).9 Zwar sind die Indikatoren dieser 

„Holschuld“ aufgearbeitet, die Indikatoren der „Bringschuld“ sind aber noch auszudifferenzie-

ren. Eine nachvollziehbare, gerechtere Messung von Bemühungen aller Beteiligten vermei-

det die Reproduktion von Dominanzen, die den Beitrag der Migrant/inn/en beliebig auswertet 

und den Beitrag der Mehrheitsgesellschaft nicht in Frage stellt (vgl. Munsch 2010). 

 

 

2.2 Messbarkeit und Nachhaltigkeit 

 

Die oben erwähnten Indikatoren für die „Mitwirkung“ am Weiterbildungssystem müssen bei 

der Gestaltung, Durchführung und Evaluierung messbar sein. Messbarkeit ist eine der zent-

ralen Säulen der Grundlagen, wenn es um „Integrationsfortschritt“ geht, denn die Messung 

der Effektivität der Angebote fehlt, während auf der anderen Seite oft von der Vermessung 

der „Integrationsbereitschaft“ die Rede ist. Indikatoren wurden daher als Leitlinien entwickelt, 

durch die gewährleistet werden soll, dass Beurteilungs-, Bewertungs- und Diagnoseverfah-

9 Nuissl nennt folgende Gründe für die Bringschuld der Empfangsgesellschaft: Demografischer Wan-
del (wachsender Anteil der Migrant/inn/en-Bevölkerung); die dringende Notwendigkeit der Beteiligung 
der Migrant/inn/en an der Lösung ökologischer, sozialer und kultureller Fragen der Einwanderungsge-
sellschaft Deutschland; Vermeidung sozialer Brennpunkte der Störung des sozialen Friedens und 
dadurch Kostensenkung für das Gastgeberland, und er benennt allgemein die humanen Werte und 
Ziele der Empfangsgesellschaft und den Anspruch der Menschen auf materielle Teilnahme und Entfal-
tung. 
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ren und -praktiken so inklusiv wie möglich gestaltet werden. In ihrer derzeitigen Form sollen 

sie der Reflexion und Bestandsaufnahme dienen und nicht der Erfassung von Daten zu 

Überwachungszwecken. Die so ausgewählten Sachverhalte sollen also möglichst für die 

Bedeutung des Begriffs repräsentativ sein und durch ein Messverfahren empirisch gemes-

sen werden können (vgl. Dehn 2009). Man kann demnach auch sagen, dass die Indikatoren 

für den jeweiligen Begriff eine operationale Definition liefern. Der UNESCO-Weltbericht Bil-

dung für alle (Deutsche UNESCO Kommission 2010) hat sich daher verstärkt um die Not-

wendigkeit einer genaueren Messung von Marginalisierung in der Bildung bemüht, da „vor-

liegende Daten häufig wenig zur Identifizierung ausgegrenzter Gruppen beitragen und Re-

gierungen sich zu wenig um aussagekräftigere Daten bemühen“. Die Ergebnisse des neu 

entwickelten und eingesetzten Instruments zur Messung von Marginalisierung in der Bildung, 

genannt Deprivation and Marginalisation in Education, enthält interessante Ergebnisse, die 

zur Entwicklung von Indikatoren für die Weiterbildungsanbieter in Deutschland hilfreich sein 

könnten.10 Der Bericht empfiehlt weitreichende Handlungsfelder, um gleiche Bedingungen für 

Bildungschancen zu schaffen. Die Handlungsfelder sind in einem „inklusiven Bildungsdrei-

eck“ erfasst und beinhalten folgende Punkte: Zugang zu und Bezahlbarkeit von Bildung, das 

Lernumfeld sowie Rechte und Möglichkeiten im Bildungskontext (vgl. ebd., S. 13). 

 

Die Bedeutung der Messbarkeit der Maßnahmen von Weiterbildungsanbietern wird auch 

deutlich, wenn man die Diskussion in der EU über die Anerkennung der Ergebnisse der 

nonformalen Bildung beobachtet. Darunter versteht man Bildung, die außerhalb herkömmli-

cher Bildungsstrukturen stattfindet, die formale Bildung aber dadurch ergänzt, dass sie den 

Menschen praktische Fertigkeiten, soziale Kompetenz und eine positive Einstellung vermit-

telt und die aktive Bürgerschaft fördert (vgl. Europäischer Wirtschafts- und Sozialaus-

schuss/ESWA 2010; European Agency for Development in Special Needs Education 2007; 

Markowetz 2009; Reischmann 2006).11 Zwar haben diese Diskussionen noch zu keinen 

Konsensvereinbarungen auf der EU-Ebene geführt, doch wird die nonformale Bildung zu-

nehmend dafür anerkannt, dass sie den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert. Die Stellung-

10 Obwohl dieser Datensatz im wesentlichen Ergebnisse aus einkommensschwachen „Entwicklungs-
ländern“ beinhaltet, weist der Bericht darauf hin, dass Marginalisierung im Bildungssystem eine Her-
ausforderung an alle Länder ist. Trotz der unterschiedlichen Ausprägung von Marginalisierung in In-
dustrie- und Entwicklungsländern gibt es zwei wichtige Gemeinsamkeiten. Erstens sind dies sehr un-
terschiedliche Voraussetzungen der einzuschulenden Kinder. Sie führen dazu, dass bestimmte Grup-
pen von Anfang an stärker Gefahr laufen, in der Schule zu scheitern. Zweitens perpetuieren und ver-
stärken die Bildungssysteme häufig soziale Benachteiligung“ – wo sind die eröffnenden Anführungs-
zeichen? (S.13). Die hier erwähnten „unterschiedlichen Voraussetzungen“ und „Perpetuierung von 
sozialer Benachteiligung durch das Bildungssystem“ sind genauso gültig auch für die Weiterbildung 
suchenden (jungen) Erwachsenen in Deutschland.  
11 Dt.: Europäische Agentur für Entwicklungen in der sonderpädagogischen Förderung. 
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nahme des EWSA zum Thema ‚Bildung für Inklusion: Ein Instrument zur Bekämpfung von 

Armut und sozialer Ausgrenzung‘ empfiehlt der EU und den Mitgliedstaaten eine Überarbei-

tung der Bildungspolitik inklusive ihrer Inhalte, Ansätze, Strukturen und Mittelausstattung. Es 

sind jedoch auch eine Revision und/oder Aktualisierung der beschäftigungspolitischen Maß-

nahmen, öffentliche Dienstleistungen und die Berücksichtigung von Besonderheiten (Kinder, 

Menschen mit besonderen Bedürfnissen, Migranten) sowie die Einbeziehung der Geschlech-

terperspektive in all diesen Politikbereichen erforderlich. Inklusive Bildung kann in zahlrei-

chen formalen und non-formalen Zusammenhängen, in Familien und im Gemeinwesen erfol-

gen. Sie ist weit mehr als eine marginale bzw. nur auf die Armen fokussierte Frage und muss 

allen sozialen Gruppen, die sie benötigen, offen stehen. 

 
Nach Ansicht des EWSA ist es zweckmäßig, dass die EU den diesbezüglichen Stand der 

Dinge im Licht der Bildung für Inklusion untersucht. Dementsprechend wird empfohlen, 

 

o Informationen über die bestehenden institutionellen und technischen Vorkehrungen zu 

sammeln und die Entwicklung von Indikatoren vorzuschlagen, um die potenziellen Vor-

teile einer Anerkennung der nonformalen Bildung abzuwägen und Nachweise darüber 

zusammenzutragen, wem sie zugute kommt  

o die Modelle zur Anerkennung der Ergebnisse der nonformalen Bildung zu überarbei-

ten, um diejenigen zu ermitteln, die insbesondere für sozial ausgegrenzte Menschen 

ein Höchstmaß an Gleichberechtigung, Wirksamkeit und Nutzen bringen, und um die 

Qualität der erbrachten Bildungsleistungen zu gewährleisten 

o den Austausch erfolgreicher Erfahrungen zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern 

o die zivilgesellschaftlichen Akteure (social partners), betroffene Organisationen und Ver-

treter formaler und nonformaler Bildungseinrichtungen in diesen Prozess einzubinden 

 

Neben den Aspekten der Messung ist die Gewährleistung der Nachhaltigkeit der inklusiven 

Maßnahmen ein Ziel der Indikatoren. Es wird öfter darauf hingewiesen, dass Erwachsenen-

bildungsmaßnahmen im Bereich der Migration eher projektorientiert als Regelangebote sind 

(vgl. Reutter 2010). Dazu kommt, dass unzählige Modellprojekte initiiert werden, die aber 

auch bei erfolgreichem Verlauf, Ergebnis und positiver Evaluierung in der Regel nicht in die 

alltägliche Praxis umgesetzt werden. Modellprojekte bleiben Modelle, auf die man verweisen 

kann, sie werden aber zumeist nicht Realität. Die Funktion von (Modell-)Projekten kann auch 

sein, dass ihre allgemeine Verwirklichung verhindert wird (vgl. Griese 2010). Oft fehlt der 

politische Wille, solche Modellversuche nachhaltig in Gang zu setzten. Ein erfolgreicher Mo-

dellversuch hat eine natürliche Ablaufzeit. Sobald die Finanzierung nicht mehr besteht, ist 

das Projekt zu Ende. Solch eine finanzielle Absicherung wäre aber eine der Grundlagen für 
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Nachhaltigkeit. Neben Indikatoren für die Messung finanzieller Absicherung ist aber auch die 

Messung der Nachhaltigkeit der Maßnahmen wie Lobbyarbeit, Antragstellung und Akquirie-

ren von Projekten notwendig.  

 

Überdies sind besonders die Ergebnisse der Forschung zu Corporate Social Responsibility 

von Nutzen. Reflexion und Verantwortung sind dabei zwei Schlüsselkompetenzen. Bezug-

nehmend auf die Verantwortung der Institutionen für die Gesellschaft schreibt Schönborn 

(2009, S. 2) dass „das ethische Regelsystem […] eher auf die Handlung des Einzelnen aus-

gerichtet [ist], weniger auf das Handeln in einer Organisation, oder eines Systems und deren 

Auswirkung auf das Ganze“. Die Umsetzung von Nachhaltigkeit und gesellschaftlicher Ver-

antwortung im Sinne von Entwicklung inklusionsfördernder Maßnahmen ist dann erst mög-

lich, wenn Angebote zur Inklusion nicht auf einzelne Projekte oder die Bemühungen einzel-

ner Lehrer/in/en oder einzelner Individuen in der Weiterbildungsinstitution begrenzt werden, 

sondern in der „Identität der Organisation“ (Organisationskultur) verankert sind (Stark u.a. 

2010, S. 196). Solch eine Verantwortung ist nicht theoretisch erlernbar, „sondern muss für 

Individuen wie Organisationen praktisch erfahrbar sein. Daher werden Bildungsorte und 

Lernformate benötigt, die die Verbindung zwischen praktischem Handeln, zielorientierter 

Reflexion, methodischem Wissen und evaluativen Fähigkeiten ermöglichen“ (ebd., vgl. Al-

tenschmidt u.a. 2009). Die Entwicklung der Indizien in diesem Kontext wird daher zur syste-

matischen Umsetzung der Maßnahmen und zur Nachhaltigkeit der Wirkung beitragen. Au-

ßerdem tragen periodische Selbst- und externe Evaluierung der Maßnahmen zur Professio-

nalität und Verbesserung dieser Maßnahmen bei. Dies erfordert auch die Beteiligung der 

Zielgruppen an den politischen Entscheidungsprozessen. Einrichtungen, die die gesellschaft-

liche Teilhabe ihrer „Zielgruppen“ erreichen wollen, müssen die Legitimation und Qualitäts-

prüfung von den Betroffenen, in diesem Fall von den Migrant/inn/en, einholen. Diese Beteili-

gungsmodalitäten, die auf verschiedene Arten und in unterschiedlicher Intensität möglich 

sind (vgl. Peterson 1999; Blandow u.a.1999),12 müssen in der Praxis im „Hinblick auf ihre 

Echtheit und Ernsthaftigkeit“ hinterfragt werden. Für eine partizipative Qualitätsentwicklung 

der Weiterbildungsanbieter und ihre Weiterbildungsmaßnahmen existieren bisher keine Indi-

katoren, die die partnerschaftliche Beteiligung und die Übertragung von Macht und Kontrolle 

durch den Bürger (Citizen Power) überprüfen (vgl. König 2009). Unter dem Aspekt der 

„Nachhaltigkeit durch Netzwerkbildung“ hat das Projekt „Potentiale der Weiterbildung“ solch 

12 Peterson (1999) unterscheidet zwischen acht Stufen der Beteiligung, in drei Gruppen zusammenge-
fasst, wodurch die Unterschiede und Folgen verschiedener Machtverteilungskonstellationen klar wer-
den: Nicht-Beteiligung (non particiaption): 1. Manipulation, 2. Therapie, Schein- und Alibibeteiligung, 
(Degrees of Tokenism): 3. Information, 4. Konsultation/Anhörung, 5. Beschwichtigung Verortung der 
Macht bei den Bürgern, (Citizen Power): 6. Partnerschaft, 7. Übertragung von Macht, 8. Kontrolle 
durch Bürger. 
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einen Versuch unternommen. Das Projekt soll u.a. helfen, bislang noch nicht in die Bildungs-

arbeit einbezogene Netzwerke aus dem sozialen Umfeld von Migrant/inn/en einzubinden, um 

mehr benachteiligte Menschen für Angebote der Weiterbildung zu gewinnen.13  

 

 

2.3 Zivilgesellschaftliche Verankerung 

 

Nachhaltigkeit kann erst gewährleistet werden, wenn durch geeignete Kanäle und Instrumen-

tarien alle relevanten gesellschaftlichen Akteure einbezogen werden. Der bereits erwähnte 

UNESCO-Weltbericht Bildung für alle (Deutsche UNESKO Kommission 2010) fordert dem-

entsprechend die zivilgesellschaftliche Verankerung des Inklusionsgedankens. Regierungen 

und die Entscheidungsträger der Weiterbildung müssen „Partnerschaften mit Nichtregie-

rungsorganisationen aufbauen, um langfristige finanzielle Unterstützung und das Monitoring 

der bereitgestellten Bildungsqualität zu sichern“ (ebd., S. 14): Pädagogen, unterstützendes 

Personal, Schulbehörden, Entwickler von Curricula, Bildungsplaner, der Privatsektor, Ausbil-

dungsinstitute und insbesondere Lehrer/innen, Eltern und Kommunen sind hierbei sehr wich-

tig für die Förderung der Inklusion (vgl. Deutsche UNESCO Kommission 2009, S. 18). Die 

Leitlinien der UNESCO sehen die Rolle der Lehrer/innen, Eltern und Kommunen sogar als 

„unverzichtbar“, um alle Aspekte des Inklusionsprozesses zu unterstützen. Weiterbildung hat 

in diesem Sinn eine „Schnittstellenfunktion“ inne.  

 

Nur durch die zivilgesellschaftliche Verankerung, die durch allgemeine, politische und be-

triebliche Bildung getragen wird, kann der gesellschaftliche Zusammenhalt gesichert werden 

(vgl. Schneider/Jellich 2009). Aus der Perspektive der Mitbestimmung und Demokratie be-

merkt Pflüger (1975, S. 202), dass Bürger sich in der Spannung zwischen individueller Auto-

nomie und Bindung an gesellschaftlichen Normen finden:  

 

13 Projektziele sind dabei:  

o Modellangebote (Seminare) für "Benachteiligte" an den Standorten Vlotho und Herford entwi-
ckeln und erproben 

o Zusammenarbeit mit kompetenten Expert/inn/en bei der Bedarfsermittlung und Angebotsent-
wicklung sowie bei der Gewinnung von Teilnehmenden suchen  

o Workshops für Vermittler/innen (im Sinne von gezielter Bildungsberatung ) entwickeln und tes-
ten 

o Vermittler/innen unterstützen und mit Vermittler/innen zusammenarbeiten (URL: www.ake-
bildungswerk.de/index.php?menid=266) 
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Demokratie schließt allerdings ein, dass es bei dieser Bindung (an gesellschaftliche 
und Gruppennormen) nicht um blinde Anpassung heteronom gesetzter Bedingungen 
gehen kann, sondern um aktive Mitgestaltung möglichst vieler Bürger und die Pflicht, 
angeblich neutrale Forderungen und sachbedingte Zwänge auf die in sie eingeflosse-
nen gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen Interessen abzuklopfen (Pflüger 
1975, S. 202; vgl. Reiter/Wulff 2006 und Klinke 2005).  

 

Im Zusammenhang mit Bemühungen, die Inklusion von Menschen mit Migrationshintergrund 

in kommunale Entwicklungsprozesse und Weiterbildung zu ermöglichen, ist eine gleichbe-

rechtigte Zusammenarbeit zwischen Weiterbildungsanbietern, der Eine-Welt-Arbeit, der ent-

wicklungspolitischen Bildungsarbeit und der kommunalen Verwaltung notwendig. Dazu ge-

hört auch die Anerkennung der Expertise und Zusammenarbeit mit den Initiativen der 

Migrantenselbstorganisationen (MISO).14 
 

2.3.1 Zusammenarbeit mit Migrantenselbstorganisationen (MISO) 

 

Eine kritische, positive und anerkennende Haltung gegenüber dem Engagement der Migran-

ten-Organisationen wäre ein Indikator für die inklusive Arbeitsweise der Weiterbildungsanbie-

ter. Die Anerkennung des vielfältigen Engagements der MISO gegenüber sozialer Ungleich-

heit hat auch „Auswirkungen auf das Verhältnis von öffentlich und privat. Die Anstrengungen 

für eine gerechte Teilnahme an der Gestaltung der Weiterbildung als soziale Ressource ist 

nicht nur die private Angelegenheit der MISO, sondern […] sie soll auch im öffentlichen 

Raum anerkannt und gefördert werden“ (Munsch ebd., S. 29).15 Eine institutionelle Veranke-

rung der Mitarbeit von MISO ist hier vorausgesetzt. Dabei wird impliziert, dass die Weiterbil-

dungsanbieter vor allem in der allgemeinen und politischen Weiterbildung mit Migranten-

Selbstorganisationen zusammenarbeiten müssen. Diese Zusammenarbeit kann man sich 

14 Migrantenorganisationen (MISO) sind von Zuwander/inne/n gegründete Zusammenschlüsse oder 
Vereine, in denen die engagierten und aktiven Mitglieder vorwiegend ehrenamtlich arbeiten. Zwar 
können über die MISO circa 60 Prozent der Migrantinnen und Migranten erreicht werden, aber Erfah-
rungen der MOZAIK GmbH und wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass es dennoch für Regel-
einrichtungen der beruflichen Beratung und Bildung erhebliche Hindernisse zu überbrücken gilt, um 
Migrant/inn/en beziehungsweise deren Organisationen zu erreichen und sie an regionalen Netzwer-
ken zu beteiligen. In acht Pilotregionen des Programms soll das Empowerment von Migrantinnen und 
Migranten beziehungsweise deren Organisationen in den regionalen Netzwerken gestärkt werden. Für 
die Bündelung der Selbsthilfepotenziale der Migrantenorganisationen werden MISO-übergreifende, 
verbindliche interkulturelle Vertretungsstrukturen auf regionaler/kommunaler Ebene benötigt, um eine 
partnerschaftliche Interessenvertretung in der regionalen Netzwerk- und Gremienarbeit zu ermögli-
chen. Damit sollen der wechselseitige Informationsaustausch und eine zielgruppenspezifische An-
sprache und Beratung gewährleistet werden. Ein weiteres Projektziel ist die Gründung interkultureller 
regionaler Dachverbände von Migrantenorganisationen mit kommunaler Regelförderung. Möglich ist 
auch die Einbeziehung weiterer Vergleichsstandorte außerhalb von "Perspektive Berufsabschluss“ 
(Quelle: www.perspektive-berufsabschluss.de/de/528.php Stand 14.06.2010). 
15 An anderer Stelle hat der Autor die Bedeutung der MISO für Weiterbildung mit Migrant/inn/en aus-
geführt (vgl. Reddy 2010, S. 122ff.). Vor diesem Hintergrund wird hier vertieft auf konkrete Empfeh-
lungen und Indikatoren eingegangen.  
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sowohl auf Forschungs- als auch auf Praxis-ebenen vorstellen. Die Arbeitsgruppe „Lebens-

welt: Im Zentrum stehen Menschen mit Migrationshintergrund“ formulierte folgende Empfeh-

lungen für die Weiterbildungsforschung:  

 

o repräsentative Quer-/Längsschnitt-Forschung zu Zugangsproblemen von Mig-

rant/inn/en 

o Evaluation der bisherigen Ansätze und Untersuchungen  

o Förderung der Interdisziplinarität 

o neue Untersuchungen zur Funktion von Migranten-Selbstorganisationen  

 

 

Empfehlungen für die Weiterbildungspraxis:  

 

o lebensortnahe, die Lebensrealität berücksichtigende, (sozio-)kultursensible Angebots-

strukturen (Niedrigschwelligkeit)  

o aufsuchende, inkludierende Öffentlichkeitsarbeit 

o Einstellung von Mitarbeiter/inne/n mit Migrationshintergrund als gleichberechtigte Kol-

leg/inn/en und darüber hinaus als „Türöffner“ durch Vertrauensbonus,  

(Kultur-)Übersetzerinnen und Vorbilder  

o Erwerb interkultureller Kompetenz durch alle Mitarbeiter/innen und systematische 

interkulturelle Teamentwicklung bzw. Diversity-Management  

o Kooperation mit (Jugend-)Migrationsdiensten, Netzen für Integration, interkulturellen 

Büros, Integrationsausschüssen, „Integrationslotsen“, Migrantenselbstorganisationen 

o Veränderung von Organisationsstrukturen und Organisationskulturen in Weiterbil-

dungseinrichtungen 

o Positionierung der Weiterbildung in globalen Fragen (vgl. DIE 2007) 

 

Seit der Veröffentlichung dieser Empfehlungen hat sich einiges in diesem Bereich bewegt. 

Über Migranten-Netzwerke sowie ihre Nutzung von räumlichen Gelegenheiten und sozialer 

Infrastruktur hat das Forschungsprojekt AMIQUS (Ältere Migrant/inn/en im Quartier – Netz-

werke der Selbstorganisation und Selbsthilfe) mithilfe verschiedener qualitativer Untersu-

chungsmethoden sehr differenzierte Erkenntnisse gewonnen: „Ältere Menschen mit Migrati-

onshintergrund werden von den Angeboten der Altenhilfe, der Gemeinwesensarbeit und des 

Gesundheits- und Bildungssektors, oft gar nicht erreicht“ (BMBF 2010). Dabei ging es nicht 

allein um die Sprachbarriere. Vielmehr sucht diese Bevölkerungsgruppe aus Skepsis gegen-

über den deutschen Institutionen, aber auch vor dem Hintergrund ihrer soziokulturellen Tra-

ditionen, eher Hilfe bei der Familie, Nachbarschaft oder der ethnischen Community.  
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Um diesen Sachverhalt zu durchleuchten, wurden in vier ganz unterschiedlich strukturierten 

Wohnquartieren der Bundesrepublik Fokusgruppen gebildet, in denen das gesamte Spekt-

rum an Ethnien, Religionen und Lebenslagen dieser Bevölkerungsgruppe vertreten ist. Mit 

den vier Fokusgruppen hat AMIQUS Zukunftswerkstätten durchgeführt. In diesen wurden 

nicht nur die Probleme und Barrieren, sondern auch Visionen einer angemessenen Lebens-

führung dieser Bevölkerungsgruppe thematisiert. Konkrete Projektideen werden im An-

schluss mit den Praxispartnern vor Ort initiiert.  

 

Weiterhin erwähnenswert ist das Begleitprojekt „Mit Migrant/inn/en für Migrant/inn/en – Inter-

kulturelle Kooperation zur Verbesserung der Bildungsintegration“ im Programm „Perspektive 

Berufsabschluss“, welches durch das BMBF und den ESF gefördert wird. Mit einer pro-

gramminternen Informationsveranstaltung in Bonn am 27.01.2010 startete ein neues Be-

gleitprojekt im Programm "Perspektive Berufsabschluss". Ziel war es, regionale 

Migrantenorganisationen als aktive Netzwerkpartner zu gewinnen und für die bildungspoliti-

schen Themen des Förderprogramms zu sensibilisieren.  

 

Ein ähnliches gutes Beispiel ist auch eine Studie zu den Vereinen von Jungen Migrant/inn/en 

(vgl. IDA 2010). Im Rahmen des Projekts "VJM VZ Vereine von Jugendlichen mit Migrations-

hintergrund", gefördert vom Bundesministerium des Innern (BMI) und durchgeführt vom Insti-

tut für Veranstaltungs- und Projektmanagement (IVP GbR) in Kooperation mit IDA Informati-

ons- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit (IDA) e.V. wurden vom 01.10.2009 

bis 31.12.2009 rund 270 Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund recherchiert 

und durch eine Datenbank der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Einbezogen wurden auch 

einige religiöse Einrichtungen (Moscheen, jüdische Gemeinden etc.), da sich hier viele Ju-

gendliche mit Migrationshintergrund engagieren.  

 

Eine weitere Initiative der Migrant/inn/en ist das 2007 gegründete „Netzwerk von Lehrerinnen 

und Lehrern mit Zuwanderungsbiografie“. Das mit 30 Gründungsmitgliedern gestartete 

Netzwerk hat jetzt 200 Mitglieder unterschiedlicher Herkunft, die sich alle ehrenamtlich en-

gagieren. Unter dem Motto „Ich habe es geschafft. Das kannst du auch!“ werben sie für den 

Beruf als Lehrer/inn/en in Oberstufenklassen oder bei Berufsberatungstagen, beraten Lehr-

amtsstudierende, Referendare sowie Eltern und Migrantenselbstorganisationen. Zusätzlich 

organisieren sie Fachtagungen und arbeiten mit Schulbuchverlagen und Universitäten zu-

sammen (vgl. Bildungsklick 2010).  
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Eine umfangreiche Recherche zum freiwilligen Engagement der Migrant/inn/en wurde 2002 

vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (vgl. BMFSFJ 

2002) in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse enthalten auch zahlreiche Beispiele und Einzelini-

tiativen von Migrant/innen und bieten weitere Grundlagen für die Entwicklung geeigneter 

Indikatoren in diesem Bereich (vgl. www.inbas sozialforschung.de/download/FE_Migranten_ 

Bericht.pdf). 

 

Einige Initiativen, die nicht mit MISO arbeiten, sondern einzelne Expert/inn/en mit Migrati-

onshintergrund in ihre Projekte einbeziehen, sind hier ebenfalls erwähnenswert.16 Seit eini-

gen Jahren arbeitet Berami e.V. mit dem Konzept der Kulturmittlerin.17 Das Lernhaus der 

Frauen hat sich zur Aufgabe gemacht, Frauen unterschiedlicher kultureller Herkunft sowie 

religiöser und politischer Überzeugungen im gleichberechtigten Dialog zu Kulturmittlerinnen 

zu qualifizieren. Es ist das Ziel, Frauen zu fördern, den wechselseitigen Prozess der Integra-

tion aktiv mit zu gestalten. Dabei können sie mit der erworbenen Qualifikation als Brücken-

bauerinnen zwischen den Kulturen für mehr Verständnis und ein freundliches Miteinander in 

einer multikulturellen Gesellschaft werben. Die Kulturmittlerinnen arbeiten zum Teil ehren-

amtlich in Schulen, Kindergärten, in der Nachbarschaftshilfe und in Kirchengemeinden. 

 

In dem 2009 gestarteten Projekt „Potenziale der Weiterbildung über den Zugang zu sozialen 

Gruppierungen entwickeln“, das vom Arbeitskreis Entwicklungspolitik-Bildungswerk (AKE) in 

Kooperation mit der VHS im Kreis Herford durchgeführt wird, wurden zu diesem Zweck Ex-

pert/inn/en und sogenannte Brückenmenschen, Personen, die aufgrund ihrer eigenen Her-

kunft und/oder beruflichen Tätigkeit über besondere Milieukenntnisse verfügen, in die Be-

darfserhebung (bspw. Befragung) und A ngebotsplanung einbezogen. Die so entwickelten 

bzw. weiterentwickelten Angebote sollen dazu beitragen, dass die Teilnehmenden bei der 

Bewältigung von persönlichen Alltags- und Zukunftsfragen unterstützt werden. Zudem sollen 

sie Wissen und Handlungskompetenz erwerben, was zur persönlichen und beruflichen Wei-

terentwicklung beiträgt. Um dieses Ziel zu unterstützen, wird das pädagogische Personal, 

insbesondere Bildungsberater/innen, in Fortbildungen und Workshops geschult. Die Qualifi-

16 Hier sind nur Beispiele mit Bezug zur „Zusammenarbeit mit Migrant/inn/en“ aufgeführt. Für eine 
weitere Diskussion zu pädagogischen Aspekten der Indikatoren vgl. Abschnitt 3.5 unten. 
17 Dies läuft im Tandem mit dem Mentoring-Programm des Berami e.V., der seit 2005 
Mentoringprogramme für Migrantinnen mit unterschiedlichen Schwerpunkten und Zielgruppen durch-
führt. Ausbildung und fachliche Kompetenz allein reichen für den beruflichen Einstieg und das Voran-
kommen nicht aus. Migrantinnen fehlen oft die erforderlichen Informationen und Netzwerke, um sich 
beruflich orientieren zu können. Um die Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen, ist der kompeten-
te Umgang mit betrieblichen und kulturellen Spielregeln wichtig. Mentoring ist daher ein ideales In-
strument gerade für Migrantinnen. (Quelle: www.berami.de/index.php?p=29 Stand 15.06.2010) 
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zierungen dienen dem Erwerb von Selbstreflexions-, Interkultureller Kompetenz sowie Gen-

der- und Beratungskompetenz.  

 

2.3.2 Weiterbildung für und mit Asylbewerbern, Flüchtlingen und Geduldeten 

 

Auch aus der Menschenrechtsperspektive stellen sich Fragen an die Aufgaben der Weiter-

bildung bezüglich Menschen mit „ungeklärtem“ Aufenthaltsstatus in der Bundesrepublik: Ge-

duldete, Flüchtlinge und Asylsuchende (vgl. Krappmann 2009). Im neusten Bericht anlässlich 

des Welt-Flüchtlingstages steht Deutschland auf Rang zwei, wenn es um die Aufnahme der 

Flüchtlinge in der EU geht (UNHCR United Nations High Commissioner for Refugees 

2010).18 Dies nimmt die Weiterbildungsmöglichkeiten und damit die Weiterbildungsanbieter 

in eine besondere Pflicht. Im Gegensatz zu anderen Migrantengruppen haben Asylbewerber 

und Flüchtlinge aufgrund ihres ungeklärten Aufenthaltsstatus keinen Anspruch auf Integrati-

on bzw. inklusionsfördernde Maßnahmen. Die fachwissenschaftlichen Beiträge beklagen zu 

Recht die defizitäre Forschungslage zu (jugendlichen) Flüchtlingen oder betonen, dass (ju-

gendliche) Flüchtlinge, „wenn sie nicht ausgebildet werden, keinen produktiven Beitrag leis-

ten können“ und dadurch „nicht zu einer Bereicherung Deutschlands, sondern zu einer 

Randgruppe (werden)“ (Krappmann ebd., S. 69).19 Der Weltbericht Bildung für alle (2010) 

der UNESCO mit seinem Schwerpunkt „Ausgeschlossene Einbinden“ verweist auf die Ein-

schränkung des Zugangs zu Bildung als eine Menschenrechtsverletzung (UNESCO 2010, 

S. 11): „Strukturelle Ungleichheiten beispielsweise in Bezug auf Wohlstand, Geschlechterpa-

rität, Behinderung, Sprache und andere Faktoren hemmen noch immer Fortschritte hin zu 

Bildung für alle und befördern einen weiteren Prozess der sozialen Ausgrenzung (S. 11, kur-

sive Hervorhebung vom Autor). Die „anderen Faktoren“, die hier gemeint sind, beziehen 

auch die wachsende Anzahl der Asylbewerber, Flüchtlinge und die sog. Kettengeduldeten 

mit ein. Obwohl Bildung als Medium der Anerkennung gesehen wird (vgl. Auernheimer 

18 Laut Jahresbericht ‚Global Trends’, der am 15.Juni 2010 in Berlin und Genf vorgestellt wurde, waren 
im Jahre 2009 weltweit 43,3 Millionen Menschen auf der Flucht vor Krieg, Konflikten und Verfolgung. 
Das ist die höchste Zahl seit Mitte der 1990er Jahre. Gleichzeitig fiel die Zahl der Flüchtlinge, die frei-
willig nach Hause zurückkehren, auf den tiefsten Stand seit 20 Jahren (vgl. 
www.unhcr.de/fileadmin/unhcr_data/pdfs/aktuell/GlobalTrends2009.pdf). 
19 Ein Beispiel für die gut dokumentierte „Situation“ der „Migrant/inn/en mit ungeklärtem Aufenthalts-
status“ ist die Initiative Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender (GGUA) e.V. in 
Münster: URL: www.ggua.de/MigrantInnen-in-Muenster.167.0.html. In Münster leben über 20.000 
Migrantinnen und Migranten aus rund 140 verschiedenen Nationen – mit ganz unterschiedlichen Auf-
enthaltstiteln. Rund 1.200 davon verfügen nur über einen ungesicherten Aufenthaltsstatus. Das Pro-
jekt "Entwicklung eines Migrationsleitbildes und dessen Umsetzung in den Gemeinden Almelo und 
Münster" wird im Rahmen des INTERREG IV A-Programms Deutschland-Nederland von der Europäi-
schen Union mit Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) finanziell unter-
stützt (vgl. auch: www.muenster.de/stadt/zuwanderung Stand: 25.97.2010). 
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2009), bleibt dies Gruppe im Teufelskreis des ungeklärten Aufenthalts – aber gerade, weil 

Weiterbildung verweigert wird. Nicht-Anerkennung ist wiederum die Folge: „Die institutionelle 

und alltägliche Diskriminierung, die soziale Exklusion und der damit verbundene Mangel an 

Zukunftschancen für einen Teil der Heranwachsenden mit Migrationshintergrund bedeuten 

eine schwere Verletzung der Menschenrechte“ (ebd. S. 108). Heimbach-Steins u.a. (2007) 

setzen daher „Menschenrecht auf Bildung“ als Maßstab für die Bildungspolitik in Deutsch-

land. 

 

Vor allem sollten auch die „mitgebrachten Ressourcen“ der Menschen mit ungeklärtem Auf-

enthaltsstatus genutzt, entwickelt und gefördert werden. Es ist in diesem Bereich auch zu 

beobachten, dass es einige kommunale Modelle gibt, die in Zusammenarbeit mit 

Migrantenintitiativen, Wohlfahrtsverbänden und Flüchtlingsorganisationen eine Vielzahl von 

integrationsunterstützenden Maßnahmen anbieten. Dennoch können viele Inititativen auf-

grund ihrer begrenzten Mittel nicht nachhaltig agieren. (vgl. Aumüller 2009). Daher ist drin-

gend zu klären, was die Aufgaben der Weiterbildung für diese Gruppe von Migrant/inn/en 

sind und was für Indikatoren entwickelt werden können, um geeignete Arbeitsmethoden und 

Angebote für und mit dieser Bevölkerungsgruppe zu erarbeiten.  

 

Solange emanzipatorische Ansätze der Weiterbildung ausschließlich auf das Individuum 

ausgerichtet sind, werden sie nach aller Erfahrung nur solche Teilnehmer erreichen, die ei-

nerseits die ersten Schritte zu dieser Emanzipation bereits getan haben und sich anderer-

seits in einer beruflichen und gesellschaftlichen Situation befinden, in der sie sich diese 

Emanzipation „leisten“ können. Hier ist Erwachsenenbildung an Parteinahme für die Zu-

sammenarbeit mit den Betroffenen im Bildungsprozess zu artikulierenden gesellschaftlichen 

Gruppeninteressen gebunden, denn „Emanzipation ist keine individuelle Angelegenheit“ 

sondern nur als solidarischer Kampf um die Befreiung von kollektiver Abhängigkeit definier-

bar und praktizierbar“ (vgl. Pflüger 1975, S. 202). Nicht der Lernende hat sich in ein beste-

hendes System zu integrieren, vielmehr bedarf es flexibler Bildungsangebote, die sich an die 

jeweiligen Bedürfnisse der Lernenden anzupassen vermögen. 

2.4 Politische Steuerung 

 

Die Überwindung von strukturellen Exklusionstendenzen ist nicht allein von der Arbeit der 

Weiterbildungsanbieter oder der Migrant/inn/en, sondern ebenso vom politischen Willen ab-

hängig. Integration hat eine jahrzehntelange Tradition (wie oben im Abschnitt 1.2 beschrie-

ben) und durchlief verschiedene weiterentwickelte „Phasen der Ausländerpolitik“ durchlief 

(vgl. Smandek 1999), scheint sie doch trotz „staatlicher Verordnung“ Rückschläge erlitten zu 

haben. Die derzeit laufenden Integrationskurse und das vorgegebene und strikt auszufüh-
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rende Curriculum dienen sicherlich politischen Zwecken, sie fördern jedoch die notwendi-

gerweise breitangelegten Aufgaben der Inklusion kaum. Integrationsmonitoring soll daher 

nicht auf eine begrenzte Definition eines nicht anerkannten Einwanderungslandes begrenzt 

werden oder einem von Sicherheits- und Rückkehrannahmen geleiteten Diskurs folgen, son-

dern Themen wie Teilhabe und politische Partizipation, Mitbestimmung und Demokratie be-

rücksichtigen.  

 

Evaluation von „Integrationspolitiken“ bedarf eigener Untersuchungsdesigns (vgl. Filsinger 

2008, S. 5). Baumann (2009) identifiziert negative, defizitorientierte und fremdenfeindliche 

Grundhaltungen in den bisherigen Maßnahmen, insbesondere den Integrationskursen: Sie 

hemmen eher die Weiterbildungsmöglichkeiten der Migrant/inn/en und verweisen auf eine 

Vermischung von Sicherheits-, Bildungs- und Integrationspolitik. Baumann spricht von einer 

„Versicherheitlichung von Migration“ und ihren negativen gesellschaftspolitischen Folgen auf 

die Integrationsarbeit: 

 

Wenn von Migration in einem Sicherheitskontext gesprochen wird, geht es meist ent-
weder um die Kontrolle irregulärer Migration oder um die Verhinderung islamistischen 
Terrorismus. Auf den ersten Blick erscheint der Zusammenhang von Migration und Si-
cherheit in beiden genannten Bereichen offensichtlich. Bei näherer Betrachtung jedoch 
stellt sich heraus, dass eine zu schnelle, undifferenzierte und unreflektierte Verknüp-
fung von Migration mit Sicherheit nicht nur sachlich unangemessen ist, sie hat auch 
weitreichende gesellschaftspolitische Folgen. Die rechtliche Basis von Kriminalitätsprä-
vention und -bekämpfung ist das Strafrecht; die von Einwanderungskontrolle und Integ-
rationspolitik das Zuwanderungsrecht. Nur durch eine konsequente Trennung beider 
Gesellschaftsbereiche können die Staaten der EU die Verbreitung eines fremdenfeind-
lichen Klimas verhindern und der Umsetzung ihrer Einwanderungs- und Integrationspo-
litiken Glaubwürdigkeit verleihen (ebd.).  

 

Gleiches gilt auch für die Trennung von Migrations- und Flüchtlingspolitik und „Integrations-

maßnahmen“, die beide vom BAMF betrieben werden. Diese Trennung stellt die kohärente 

Politik des BAMF infrage: auf der einen Seite die Bemühungen zur Integration durch Integra-

tionskurse und auf der anderen Seite eine restriktive Flüchtlingspolitik mit Rückkehrforderung 

und Residenzpflicht. Es entsteht die Vermutung, dass Migrant/inn/en zum „Spielball der Poli-

tik“ werden (vgl. Rosenberger 2010), wenn in Deutschland, in Österreich und anderen EU 

Ländern eine kohärente Koordinierung der Aufgaben von verschiedenen Ministerien, Ämtern 

und Weiterbildungsanbietern fehlt.  

 

In dieser „Versichertheitlichung“ der Migrations- und Integrationsfragen ist die Frage nach 

einem theorie- und wertegeleiteten (vgl. Pithan 2009) Umgang mit Migrant/inn/en unterge-

gangen. Zeuner (2006) spricht von einer „Theorielosigkeit“ der Integrationskurse. In der Dis-

kussion um den Begriff „citizenship education“ (staatsbürgerliche Erziehung) bemerkt 

Online: http://www.die-bonn.de/doks/2012-inklusion-02.pdf 29



Zeuner: „das Problem im Zusammenhang mit Fragen der Bildung und Integration von Ein-

gewanderten und Migranten […] bekommt aktuell besondere Relevanz durch das neue Zu-

wanderungsgesetz […]. Zugleich ist aber besonders für die Integrationskurse, die ministeriell 

verordnet wurden, eine gewisse Theorielosigkeit festzustellen“ (S. 79–80).20 Die dritte Aufla-

ge der bundesweiten Integrationskurse beinhaltete lediglich von Sprachkursen und Orientie-

rungskursen: 600 Stunden Sprachvermittlung gegen 45 Stunden „Orientierung“. Die Integra-

tionskurse vom BAMF zielen die Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten 

im Sinne gesellschaftlicher Teilhabe und Chancengleichheit. Weiterhin soll in einer Ausei-

nandersetzung mit der Kultur, der Geschichte, mit den politischen Werten der Verfassung, 

mit der Rechtsordnung und den politischen Institutionen des demokratischen Rechtsstaates 

der positive Umgang mit der neuen Lebenswelt gefördert werden. Gute Deutschkenntnisse 

und Kenntnisse des Rechts- und Gesellschaftssystems sind ein unabdingbares Instrument, 

dem Ziel der gleichberechtigten Teilhabe und Chancengleichheit näher zu kommen.  

 

Die Schlussfolgerung, dass Sprachkenntnisse und Kenntnissen der Institutionen des demo-

kratischen Rechtstaates als „Instrumente“ oder Garantie für die politische und gleichberech-

tigte Teilhabe ausreichen, ist zu kurz gefasst und blendet die notwendigen Aufgaben, wie 

Schutz vor Diskriminierungen im Alltag und in Behörden oder die Schwierigkeiten beim Zu-

gang zum Arbeitsmarkt aus. Wagner kritisiert an diesem Kontext die „top down“ implemen-

tierten funktionalen Ansätze. Vielmehr benötige man „bottom up“ politische Ansätze, um re-

sidential citizenship zu ermöglichen:  

 

Rather than being imposed by governmental bodies, rights and responsibilities of local 
residents are defined by the social relationships through which citizens acknowledge 
each other. Their behavior and attitudes are governed from bottom up rather than from 
top down, by private institutions and not so much by intervention of local authorities. It 
is therefore, collective action […] interaction – of engaged local residents that consti-
tutes the essence of residential citizenship. (Wagner ebd., S. 96). 

 

Die Entwicklung von Indikatoren der Inklusion wird daher auch dazu dienen, die weit verbrei-

teten, aber kaum gemeinsam mit den MISO ethisch und philosophisch reflektierten Dimensi-

onen der Praxis der Integrationskurse zu verbessern. Eine vereinfachte Annahme „Sprache 

20 Zeuner schildert auch eine lange Tradition der „staatsbürgerlichen Erziehung“ in Deutschland. Ihre 
Ursprünge hat sie in der Weimarer Republik, sie fand ihre Weiterführung in Fritz Borinskis Konzepten 
der Erziehung zum Mitbürger, Theodor Wilhelms Partnerschaftlicher Erziehung und findet ihre Reso-
nanz in der jetzigen Diskussion um Vermittlung interkultureller Kompetenz im Kontext der Zuwande-
rung. Für eine zeitgemäße Diskussion und Verbesserung der Integrationskurse empfiehlt Zeuner eine 
Auseinandersetzung mit den kanadischen, britischen und niederländischen Ansätzen in diesem Be-
reich. Um dies zu erreichen, wird ein aufwändiges, länderübergreifendes Forschungsdesign der politi-
schen, bildungstheoretischen, theoretischen Praxis (Angebote von citizenship education) notwendig 
(S. 80). 
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gelernt – gut integriert“ wird nicht reichen. Aufgrund der oben beschriebenen Vermischung 

der Aufgaben der Sicherheitspolitik und der Zuwanderungspolitik sowie des Theoriedefizits 

ist zu überlegen, welche Maßnahmen zu ergreifen sind. In Fragen der „Integration“ sollte 

pädagogisch geschulten und sozialpolitisch verankerten Initiativen bei der Angebotserstel-

lung, Durchführung und Evaluierung der Maßnahmen ein entscheidendes Mitsprachrecht 

gegeben weden. Ein unreflektiert durchgeführtes „Abspulen“ von Integrationskursen bietet 

wohl kaum Möglichkeiten für Inklusion und gesellschaftliche Partizipation. 

 

 

3. Themenbereiche 

 

Aus der bisherigen Ausführung zu Grundlagen ergeben sich verschiedene Themenbereiche, 

für die Indikatoren benötigt werden. Diese sind in zwei Unterbereiche gegliedert: Erstens 

„sozial(gesellschafts-)politische Themen“ und zweitens „Pädagogische Ansätze“. Im sozial 

(-gesellschaftspolitischen) Bereich werden Themen zu Weiterbildungsbedingungen, zur Ge-

staltung der Angebote und zu Inhalten behandelt: Umgang mit Zugangsbarrieren, Mehrdi-

mensionalität von Inklusion, Partizipation und Capability und Lebenswelt/Sozialraum-

orientierung. Darauf basierend werden dann die verschiedenen pädagogischen Aspekte un-

ter dem Überbegriff „Inkludierende Erwachsenenbildung“ ausgeführt. Diese Unterscheidung 

zwischen „sozialpolitischen“ und „pädagogischen“ Ansätzen stellt sich der oft kritisierten „Pä-

dagogisierung“ der Migrant/inn/enfrage entgegen und vermeidet die Reduzierung der Mig-

rant/inn/en auf die Position der Empfänger. Dergestalt werden ihre Mitgestaltungsmöglichkei-

ten gefördert (vgl. Sprung 2004). Die Unterscheidung weist auf Herausforderungen der recht-

lichen und sozialen Gleichstellung der Migrant/inn/en sowie auf die Auseinandersetzung mit 

pädagogischen Fragen hin, die sich aus der Anerkennung von und der „Auseinandersetzung 

mit kultureller Differenz“ ergeben (Gemende u.a. 2007, S. 7–48; vgl. Badawia 2003).  

 

Die Differenzierung zwischen dem sozialpolitischen Themenbereich und den pädagogischen 

Themen dient dazu, die Komplexität des Themas herauszustreichen und weist auf grund-

sätzliche Analysen hin, die einen differenzierten Zugang zu den in der Einwanderungsgesell-

schaft anstehenden Aufgaben geben können: 

 
Das Wissen über das Bedürfnis nach Anerkennung, sowohl von Individuen als auch 
von Gruppen, Grundlagen für eine durch Partizipation, gelingende Gestaltung der de-
mokratischen Gesellschaft und der dazu notwendigen politischen und sozialen Voraus-
setzungen und Strukturen. Aber nicht nur die Kenntnis des Bedürfnisses nach Aner-
kennung aller in einer Gesellschaft vorkommenden und als kulturell unterschiedlich be-
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zeichneten Lebensstile bilden die Basis für die gesellschaftliche Partizipation, sondern 
auch – und damit ist die soziostrukturelle Seite gemeint – die Offenlegung der unglei-
chen Bedingungen in den gesellschaftlichen Institutionen, die Analyse der herrschen-
den Macht- und Interessenverhältnisse (ebd., S. 15). 

 
Auch hier lautet die Annahme, dass Migrant/inn/en nicht die Objekte oder passiven Empfän-

ger/innen der Weiterbildungsangebote sind, sondern ihre Mitgestalter/innen. Erwachsene 

Teilnehmende in Lerninitiativen sind zugleich Lernende und Lehrende: ”every adult, by virtue 

of his or her experience of life, is the vehicle of a culture which enables him or her to play the 

role of both learner and teacher in the educational process in which he or she participates” 

(UNESCO 1976; vgl. Reddy 2006). Die Konzentration auf die „Bedingungen“ (gesellschaftli-

che und räumliche Umgebung) des Lernens wirkt der Individualisierung und Entpolitisierung 

von Weiterbildung entgegen, denn: 

 

pädagogisch geht es dann nicht mehr nur allein um die Didaktik und Methodik einer der 
jeweiligen Zielgruppe angemessenen Integrationspädagogik, sondern um eine kritische 
Analyse der exkludierenden Bildungseinrichtungen, selbst mit ihren Weiterbildungs-
märkten, Angebotsprofilen, Personalstrukturen, Zielgruppenmarketings, Öffentlich-
keitsstrukturen und Lehr-Lern-Arrangements (Prömper 2010, S. 190).  

 
Diese Betrachtung strebt zugleich die Vermeidung einer „Pädagogisierung gesellschaftlicher 

Probleme“ an. Vor dem Hintergrund, dass die Pädagogik politische Versäumnisse korrigieren 

(vgl. Griese 2010) soll und der gleichzeitigen „Unmöglichkeit, Politik durch Pädagogik zu er-

setzen“, plädierte Hamburger vor kurzem provokativ für einen Abschied von der interkulturel-

len Pädagogik (vgl. Hamburger 1984, 2009). Illich (1973) sprach sinngemäß davon, dass 

jedes Jahr eine Ungerechtigkeit der Gesellschaft als pädagogische Herausforderung begrif-

fen wird. Der Diskurs über diese „pädagogischen Herausforderungen“ legitimiert die Etablie-

rung von Spezialpädagogiken, z.B. „Integrationskurse“ und „Interkulturelle Didaktik“, aber er 

sollte nicht einfach die Politik entlasten und stattdessen das pädagogisch Machbare sugge-

rieren. Gesellschaftliche Gleichheit und Gerechtigkeit sind durch Pädagogik nicht herstellbar. 

Realistischerweise kann es in der Bildungspraxis [nur] um eine Reduktion von Ungleichhei-

ten gehen (vgl. Oelkers 2008). In diesem Sinn empfiehlt die Leitlinien für Inklusive Bildung 

drei Indikatoren und Maßnahmen: Änderungen der Einstellungen (zur Inklusion), geeignete 

Lehr-Lern Umgebung und Inklusive Curricula (Deutsche UNESCO Kommission 2009, 

S. 18ff.) als Voraussetzungen für die politische Entwicklung der inklusiven Bildung. Inklusion 

erfordert häufig eine Veränderung von Einstellung und Werten. Solch ein Wandel braucht 

Zeit und benötigt grundsätzliche Neubewertungen des Rollenverhaltens. Diese Bewusst-

seinsbildung sollte mit einem besseren Verständnis von inklusiver Bildung einhergehen und 

im Ergebnis zu einer toleranteren und verständnisvolleren Gesellschaft führen.  
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3.1 Umgang mit Zugangsbarrieren 

 

Eine Grundfrage der Inklusionsperspektive lautet, wie man ungleiche Startbedingungen und 

Lebensbedingungen für Menschen mit Migrationshintergrund identifizieren und gegebenfalls 

beseitigen kann. Inklusion impliziert außerdem legitimierbare Angebotsstrukturen, Inhalte 

und didaktische Methoden. Denn eine inkludierende Weiterbildung erhält ihre Legitimation 

von ihren Adressaten (Kunden), in diesem Fall also von den Migrant/inn/en. Weiterbildung ist 

in diesem Sinn nicht Hilfe, sondern eine Dienstleistung.  

 

Zugangsbarrieren sind komplexe Phänomene und betreffen nicht nur das Erlernen der Spra-

che des Gastlandes. Die Erröffnung von Zugangsmöglichkeiten reicht von einer Atmosphäre 

des Willkommenheißens zur Finanzierungvon geeigneten Kursen oder zur Anerkennung von 

im Ausland erworbenen Abschlüssen. Neben momentanen Kursangeboten zur Sprachförde-

rung der Migrant/inn/en erfordert der Umgang mit Zugangsbarrieren eine umfangreiche Um-

strukturierung der Angebotsbürokratie. Die Indikatorenentwicklung ist besonders im Hinblick 

auf die „Ausschlussmechanismen der Institutionen“ bedeutsam. Imdorf (2010) macht z.B. auf 

die Ausschlussmechanismen der Ausbildungsbetriebe aufmerksam, z.B. bei der Lehrlingsse-

lektion, und stellt fest, dass „die Nicht-Berücksichtigung ‚ausländischer‘ Schulabgänger bei 

der Ausbildungsplatzvergabe ihre Grundlage […] in der Funktionsweise der Betriebe selbst 

[hat]“ (S. 270).  

 

Die Arbeitsmarktreformen mit der Einführung des Arbeitslosengeldes II haben ebenfalls er-

hebliche Zugangsbarrieren für eine große Zahl erwachsener Migrant/inn/en errichtet (vgl. 

Baran 2009).21 Diese Gruppe der besonders Benachteiligten charakterisiert sich durch eine 

große Vielfalt von Herkunftsländern, Sprachen, Nationalitäten, Migrationsmotiven, Generati-

onszugehörigkeiten, Lebensbedingungen und vor allem durch den Aufenthaltsstatus der ein-

zelnen Menschen (vgl. Frings 2005). Durch diese Fragmentierung sind gemeinsame Zielori-

entierungen und Forderungen eher unwahrscheinlich. Baran (vgl. ebd.) schlägt folgende 

kurz- bis mittelfristige Forderungen gegenüber den JobCentern, den Sozialämtern und der 

bundespolitischen Ebene vor:  

 

o Die Rückkehr zu einer pädagogisch sinnvollen Planung von Weiterbildung, Fortbil-

dung oder Umschulung. Nur länger dauernde Lernphasen sind erfolgsversprechend 

in Bezug auf Wissensvermittlung. Darüber hinaus müssen für gering qualifizierte Ju-

21 An anderer Stelle hat Baran ausführlicher über diesen Punkt geschrieben (vgl. Reddy 2010, 
S. 112ff.).  
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gendliche in den Eingliederungsvereinbarungen multi-modulare Konzepte von Quali-

fizierungen vereinbart werden können. 

o Ein Rechtsanspruch auf einen Bildungsgutschein muss für alle Interessierten – egal 

ob ALG I- oder ALG II-Empfangende, unabhängig vom ethnischen Hintergrund – ein-

geführt werden. Dabei ist von der jeweiligen Arbeitsagentur das Weiterbildungsange-

bot in ihrem Umfeld transparent und überschaubar zu veröffentlichen, damit die Inte-

ressent/innen sich wirklich am Weiterbildungsmarkt orientieren können. 

o Die durch Hartz IV erzwungene organisatorische und personelle Umstrukturierung in-

nerhalb der Arbeitsagenturen hat zum fast kompletten Abbau der Berufsberatung – 

nicht zuletzt – in den Schulen geführt. Dies ist kontraproduktiv und muss schnellstens 

korrigiert werden. 

o Der Aufenthaltsstatus muss der Entwicklung des bestehenden Lebensmittelpunktes 

(im Sinne des ‚gewöhnliche(n) Aufenthalt(s)‘) in Deutschland angepasst werden. Die 

bisherige Regelung orientiert sich demgegenüber am Aufenthaltsstatus. 

o Die Sozialämter sollen sich darum bemühen, Einsatzfelder mit gemeinnützigen Ar-

beitsgelegenheiten für Flüchtlinge aufzuzeigen und in die kommunalen Beschäfti-

gungsprogramme zu integrieren. 

 

Eine wichtige Barriere ergibt sich aus der oben bereits angesprochenen Nicht-Anerkennung 

von im Ausland erworbenen Abschlüssen. Der Zuzug von „Ausländern“ nach Deutschland 

hat diverse Beweggründe, u.a. Ehegattenzuzug, Arbeitsmigration, Asylsuche und Flucht aus 

Armuts- und Kriegsgründen. Einen großen Anteil machen hoch qualifizierte Migranten/inn/en 

aus, die bei der Ankunft in Deutschland eine hoch komplizierte Zugangsbürokratie zum Ar-

beitsmarkt vorfinden. Diese Zugangsbarriere stellt Anforderungen an die Weiterbildung. Mit 

der Migration findet offensichtlich ein Bruch in den Berufsbiographien und -karrieren statt. Ein 

Forschungsprojekt am Interdisziplinären Zentrum für Bildung und Kommunikation in Migrati-

onsprozessen (IBKM) in Oldenburg versucht, am Beispiel von ausgewählten Flüchtlingen 

und Asylbewerbern in Niedersachsen, mit einer empirischen Studie Fragen in diesem Be-

reich zu beantworten.22 Der Studie zufolge konnte nur ein Drittel der Befragten eine Aner-

kennung der mitgebrachten Bildungsnachweise erzielen. Zwei Drittel gelten trotz ihrer hohen 

22 Der Schwerpunkt des Projekts „Soziale und berufliche Integration höher qualifizierter Flüchtlinge in 
Niedersachsen durch die Aktivierung von Humanressourcen“ (2003–)“ basiert auf Erkenntnissen einer 
umfassend quantitativen Erhebung, die im Rahmen des Europäischen Flüchtlingsfonds im Förderjahr 
2002 vom Institut für Bildung und Kommunikation in Migrationsprozessen (IBKM) der Carl von Os-
sietzky Universität durchgeführt wurde. Das Projekt setzt sich aus zwei Schwerpunkten zusammen, 
die in einem engen Kontext miteinander stehen und sich gegenseitig ergänzen: A: Informationstrans-
fer/Erstellung eines Wegweisers zur beruflichen Integration höher qualifizierter Zuwanderer in Nieder-
sachsen und Schwerpunkt B: Entwicklung eines Modellkonzepts zur Einrichtung spezifischer Studien-
angebote. Die Ergebnisse der Studie wurden in Hadeed (2004) veröffentlicht. 
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Qualifikation formell als ungelernte Arbeitskräfte (vgl. Hadeed 2004; Schnurer 2004). Laut 

dem Migrationsbericht 2009 (BMBF 2009) sind insgesamt 29.141 Arbeitsmigrant/inn/en zum 

Zweck einer Beschäftigungsausübung nach Deutschland eingereist. Die Nicht-Anerkennung 

im Ausland erworbener Hochschulabschlüsse (Geistes- und Naturwissenschaftler/innen, 

Ingenieure und IT-Fachkräfte) oder Berufsausbildungen (Pfleger/Krankenschwester) führt 

dazu, dass viele eingewanderte Mirgrant/inn/en trotz ihrer Lern- und Lebensbiographie im 

Berufsleben nicht Fuß fassen können oder sich für niedrig bezahlte Beschäftigungen ent-

scheiden. Somit bleiben ihre Chancen auf Weiterbildung und ihre Möglichkeiten des Lebens-

langen Lernens unverwirklicht. Die gewonnenen Daten aus dem oben erwähntem IBKM Pro-

jekt zeigen, dass „die berufliche und soziale Integration vieler Flüchtlinge in Niedersachsen 

trotz ihrer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis und des Anspruchs auf Eingliederungsmaß-

nahmen sowie trotz ihrer hohen Qualifikationsabschlüsse signifikant nicht gelungen ist" (vgl. 

Schnurrer 2005). Die Ursachen stellten sich zwar vielfältig dar, aber "Selbstethnisierung", wie 

sie z.B. für die zweite und dritte Generation der so genannten "Gastarbeiterkinder" genannt 

wird (vgl. Badawia u.a., 2003), lässt sich bei der Klientel der untersuchten Personengruppe 

nicht ausmachen. Die empirischen Daten konnten keine Hinweise auf vorhandene Abschot-

tungstendenzen oder auf eine schwache Eingliederungsbereitschaft bei den Befragten ge-

ben. Im Gegenteil, es war ein außerordentlich hohes Interesse an beruflicher Weiterbildung 

und Verbesserung der sprachlichen Kompetenz festgestellt worden. Die Forscher wiesen auf 

einen dialektischen Zusammenhang hin zwischen dem Grad der Zufriedenheit und den Mög-

lichkeiten bei den Beteiligten, ein "heimisches" Gefühl in Deutschland zu entwickeln. Die Er-

füllung einer wichtigen Voraussetzung zur Integration, nämlich die Eingliederung in den hie-

sigen Arbeitsmarkt, ist damit bisher von vielen nicht erreicht worden. Daraus resultiert bei 

vielen der Betroffenen eine seit Jahren anhaltende Arbeitslosigkeit und Demotivation (vgl. 

ebd.). 

 

Sowohl unter integrationspolitischen wie auch unter sozial- und arbeitsmarktpolitischen Ge-

sichtspunkten ist daher eine verbesserte Anerkennung von nach Deutschland mitgebrachten 

Qualifikationen von Migrant/inn/en wichtig. Gleichzeitig wird damit aber auch ein Beitrag zur 

Sicherung des Fachkräftebedarfs geleistet. Denn Auslandsqualifikationen sind eine beträcht-

liche Qualifikationsreserve für den deutschen Arbeitsmarkt und können von Weiterbildungs-

einrichtungen über Eingangsberatung „entdeckt“ und in ihrer Anerkennung unterstützt wer-

den, jedoch ohne direkt in eine Weiterbildungsmaßnahme zu verweisen. Rechtsansprüche 

auf Anerkennungsverfahren bzw. auf die Bewertung mitgebrachter Qualifikationen existieren 

bisher nur für bestimmte Migrantengruppen (Spätaussiedler/innen, Unionsbürger/innen, Bür-

ger/innen aus Staaten, mit denen bilaterale Abkommen zur beruflichen Anerkennung beste-

hen, sowie Bürger/innen aus Unterzeichnerstaaten der Lissabon-Konvention) und gelten 
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zum Teil auch nur für bestimmte Berufsgruppen (reglementierte/akademische Berufe). Dritt-

staatsangehörige haben bisher praktisch gar keine Möglichkeit, ihre mitgebrachten Qualifika-

tionen anerkennen zu lassen, und auch für Unionsbürger gibt es diese Möglichkeit in allen 

nicht-reglementierten Berufen bisher nicht. Auch die bisherigen Anerkennungsverfahren sind 

problematisch: die Zuständigkeiten sind unübersichtlich und differieren je nach Bundesland 

("16 Anerkennungssysteme"), es fehlen einheitliche Kriterien für die Entscheidung, die zu-

dem nicht bundesweit verbindlich sind. Die Bescheide und Gutachten sind oft wenig aussa-

gekräftig und damit im Arbeitsmarkt und für die Anschlussförderung schlecht verwertbar. 

Eine Abstimmung und Verzahnung von Begutachtung, Anerkennungsverfahren und Nach-

qualifizierung findet bisher nicht statt.  

 

Die angestrebte Transparenz und Nutzerfreundlichkeit erfordern die Entwicklung einheitlicher 

Standards und Kriterien für Gutachten, Anerkennungsentscheidungen und Verfahren insbe-

sondere in Abstimmung mit der Wirtschaft. Wenn bei Teilanerkennungen Qualifikationsbe-

standteile fehlen, sollen die Möglichkeiten, an Angeboten für Ergänzungs- und Anpassungs-

qualifizierungen teilzunehmen, verbessert werden und die Instrumente der Weiterbildungs-

förderung gezielter genutzt werden. Mit Blick auf die komplizierten Verfahren und die Vielzahl 

von unterschiedlichen Anerkennungs- und Gutachterstellen wird zudem die Einrichtung von 

Erstanlaufstellen geprüft, die Anerkennungssuchende in den Verfahren unterstützen und bei 

ihrer Integration in den Arbeitsmarkt beraten. Hierbei soll auf bestehenden Strukturen aufge-

baut werden. In manchen Weiterbildungsverbänden gibt es bereits Coaching für solche 

Anerkennungsverfahren. Berami e.V. hat z.B. seit mehreren Jahren solche Coachings 

durchgeführt.23 

 

Indikatoren für Weiterbildungsanbieter zum Umgang mit den oben genannten arbeitsmarkt- 

und integrationspolitische Hürden sind um Indikatoren der Bewältigung der alltäglichen und 

23 Berami e.V. hat durch seinen Programmbereich „Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüs-
sen“ und durch Angebote wie „Expertenführung“ seit einigen Jahren Lobbyarbeit und politische Steue-
rungsschritte in diesem Bereich begonnen. Berami bemängelt auf seiner Website: „Seit fast 20 Jahren 
kämpfen wir für die Anerkennung ausländischer Schul- und Berufsabschlüsse, damit Menschen ihren 
Fähigkeiten entsprechend arbeiten können. Wir alle können davon profitieren. Nur in einer Kultur der 
Anerkennung kann sich Solidarität und Gemeinsamkeit entfalten. Werte, worauf wir nicht mehr ver-
zichten können. Durch den Fachkräftemangel und den demographischen Wandel unter Zugzwang 
gesetzt, gibt es einige positive Entwicklungen. Die Situation ist noch nicht befriedigend. Migrantinnen 
gelten als unqualifiziert und ungelernt, weil ihre schulischen und beruflichen Abschlüsse aus ihren 
Herkunftsländern nicht anerkannt werden. So landet eine promovierte Physikerin in einer Putzkolonne 
und die Chance ist vertan, deren Bildung, Kompetenz, Erfahrung und Know-how zu nutzen. Volkswirt-
schaftlich ist es ein Skandal, eine nachhaltige Integration wird verwehrt. Zahlen sind Fakten: von 
knapp 200 Migrantinnen im ALG-II-Bezug haben 108 Abitur und 31 Fachabitur, 48 von ihnen haben 
ein abgeschlossenes Studium vorzuweisen, 89 haben einen Beruf erlernt. Kann es sich unsere Ge-
sellschaft leisten, auf dieses Potential zu verzichten?“ URL: www.berami.de/index.php?p=27 (Stand 
26.10.2010). 
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soziokulturellen Hürden für die Weiterbildung der Migrant/inn/en zu ergänzen. 

Gaitanides(2007) listet zusammenfassend folgende Zugangsbarrieren auf in Bezug auf die 

soziokulturelle Lebenswelt von vielen Migrant/inn/en:  

 

o sprachliche Barrieren  

o schulische/Ausbildungsdefizite 

o Nichtanerkennung von Bildungsvoraussetzungen bei Zuwanderern der 1. Generation  

o Bildungsmüdigkeit und wenig Selbstvertrauen bei der zweiten Generation, wenn Bil-

dung aus eigenem Erleben negativ konnotiert ist (was häufig der Fall ist)  

o Statusverlustangst von Ehemännern, wenn die Frau sich weiterbildet 

o Fehlen von Vorbildern/ Role Models im eigenen Lebenskreis 

o Informationsdefizit über Weiterbildungsmöglichkeiten  

 

 

Zu den institutionellen, kommunikativen Zugangsproblemen zur Weiterbildung zählen u.a.:  

 

o mangelhafte Förderung durch die Arbeitsverwaltung: Demotivierung (defizitäres 

Assessment, Verkennung der Potenziale, Diskriminierung)  

o Abbau zielgruppenspezifischer Angebote der von der Bundesanstalt für Arbeit geför-

derten Weiterbildung  

o Fehlen einer aufsuchenden Werbung/Öffentlichkeitsarbeit  

o Fehlen lebensortnaher Angebote im vertrauten Umfeld  

o Fehlen kultursensibler Angebotsstrukturen (z.B. geschlechterdifferenter)  

o Lehrkräfte sind im Umgang mit kultureller, sozialer Heterogenität und heterogenen 

Lernniveaus und Lernkulturen zu wenig geschult 

o Barrieren und Konflikte auf der Beziehungsebene durch Mangel an interkultureller 

Handlungskompetenz, Meta-Vorurteile vonseiten der Migranten (generalisierte Un-

gleichbehandlungsvermutung) 

 

Wie könnten entsprechende Indikatoren in diesem Bereich aussehen? Während des DIE 

Forums 2007 gab die Arbeitsgruppe „Lebenswelt: Im Zentrum stehen Menschen mit Migrati-

onshintergrund“ folgende Empfehlungen für die Weiterbildungspraxis:  

 

o lebensortnahe, die Lebensrealität berücksichtigende, (sozio-)kultursensible Ange-

botsstrukturen (Niedrigschwelligkeit)  

o aufsuchende, inkludierende Öffentlichkeitsarbeit  
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o Einstellung von Mitarbeiter/inne/n mit Migrationshintergrund als gleichberechtigte Kol-

leg/inn/en und darüber hinaus als „Türöffner“ durch Vertrauensbonus, (Kultur-) 

Übersetzer/innen und Vorbilder  

o Erwerb interkultureller Kompetenz durch alle Mitarbeiter/innen und systematische 

interkulturelle Teamentwicklung bzw. Diversity-Management  

o Kooperation mit (Jugend-)Migrationsdiensten, Netzen für Integration, interkulturellen 

Büros, Integrationsausschüssen, „Integrationslotsen“, Migrantenselbstorganisationen  

o Veränderung von Organisationsstrukturen und Organisationskulturen in Weiterbil-

dungseinrichtungen; Positionierung der Weiterbildung in globalen Fragen  

 

 

Für die Weiterbildungsforschung ergeben sich folgende Empfehlungen:  

 

o repräsentative Quer-/Längsschnitt-Forschung über Zugangsprobleme von Mig-

rant/inn/en 

o Evaluation der bisherigen Ansätze und Untersuchungen  

o Förderung der Interdisziplinarität  

o neue Untersuchungen zur Funktion von Migrantenselbstorganisationen (MISO)  

(vgl. DIE 2007)  

 

Die oben geführte Diskussion um verschiedene Zugangsbarrieren und mögliche „Umgangs-

vorschläge“ bietet gute Anhaltspunkte für die Entwicklung entsprechender Indikatoren für die 

Weiterbildungsanbieter in diesem Bereich.  

 

 

3.2 Mehrdimensionalität von Inklusion 

 

Weiterbildungsinhalte zielen im Kontext der Migration auf die Auseinandersetzung mit Dis-

kriminierungs- bzw. Exklusionsmechanismen in persönlichen, inhaltlichen, sozial-

gesellschaftlichen und -politischen Dimensionen (vgl. Hormell/Scherr 2004; Dohmen 2003, 

S. 324ff.). Es ist banal, dass auch beim Lernen Kriterien wie Arbeitslosigkeit, Migrationshin-

tergrund, Alter, geschlechtliche Identität, Schichtzugehörigkeit, Stadt-Land-Unterschiede etc. 

eine Rolle spielen. Dennoch wird dem Zusammenwirken dieser Faktoren in Forschung und 

Praxis der Weiterbildung zu wenig Beachtung geschenkt – obwohl diese Faktoren/Ursachen 

von Exklusion sind (vgl. Deutsche UNESCO Kommission 2010, S. 11).  

 

Online: http://www.die-bonn.de/doks/2012-inklusion-02.pdf 38



Mit der Wechselwirkung von Strukturkategorien wie Klasse, Ethnizität, Geschlecht, Alter etc. 

beschäftigt sich die sog. Intersektionalitätstheorie (vgl. Munsch 2010, S. 29ff.). Es geht hier 

um aufeinanderbauende Diskriminierungswege, die das Lernverhalten prägen und denen die 

Bildungspraxis mehr Aufmerksamkeit schenken sollte: 

 

Die Anforderung dabei ist, dass stets mehr als eine Differenzlinie betrachtet wird; denn 
soziale Gruppen sind kaum homogen, sondern heterogen. Unangemessen sind Stra-
tegien, die etwa alle Handlungen eines Menschen nur aus der Klasse, dem Ge-
schlecht, der Kultur, der Religion etc. ableiten. Nur genaue konkrete Kenntnisse über 
die Menschen, über ihre Lebenslage und Situation, über ihre subjektiven Begrün-
dungsmuster erlauben Ableitungen aus den Makrostrukturen; hingegen sagen allge-
meine Merkmale wie etwa Religiosität noch nichts über die besonderen Verhältnisse 
des Individuums, seine Möglichkeiten und seine Behinderungen aus (Uslucan 2009, 
S. 13). 

 

Diese mehrdimensionale Perspektive von Exklusion sollte auch in die Indikatorenentwicklung 

einfließen, denn die oben genannten Strukturkategorien, die „Achsen“ sozialer Ungerechtig-

keit (vgl. Munsch 2010), sind keineswegs „neutral“. Sie transportieren bestimmte normative 

Vorstellungen, die kulturell markiert sind. Sie zeigen die existentialistische Bedeutung der 

Institutionen und Organisationen für Inklusion und Exklusion und weisen die 

Mehrdimensionalität der Inklusion auf. Es geht nicht nur um Finanzierungsfragen, obwohl sie 

die praktische Umsetzung der Funktion der jeweiligen Organisation steuern. Es geht auch 

um das Selbstverständnis der Einrichtungen, das zu sehr von den dominierenden Milieus 

bestimmt ist. Eine kritische Auseinandersetzung mit institutioneller bzw. institutionalisierter 

Förderung von Exklusion/Exklusionsmechanismen ist notwendig. Die Weiterbildung ist in 

ihrem Wesen, ihren Zielen von den Wertvorstellungen, den Selbstverständlichkeiten der 

gebildeten Mittelschicht geprägt, welche die Entscheidungs- und Planungsfunktionen 

besetzen (vgl. Tippelt 2008, S. 38). Hier ist auch die Frage zu stellen, ob es überhaupt 

Volkshochschulleitungen mit Migrationshintergrund gibt. Im Kontext der Einschließung der 

oben genannten Intersektionalität und Vermeidung institutionsbezogener 

Exklusionsmechanismen stellt Prömper (2010, S. 211ff.) folgende pädagogische Elemente 

einer Erwachsenenbildung auf:  

 

o „Die eigene institutionelle Praxis unter eine Option für die Ausgeschlossenen stellen; 

o Die soziale Selektivität der eigenen pädagogischen, auch institutionellen Praxis 

wahrnehmen und zum Anlass für Bemühungen und Suchbewegungen nehmen; 

o Dem eigenen erfolgreichen ‚Geschäft‘ misstrauen! 

o Auf die Migranten und Migrantinnen „hören“! 

o Die Bildungsformate mit dem Betroffenen entwickeln; 

o Intersektionalität und Gender berücksichtigen; 
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o Sich auf einen langen Weg einstellen, mit Jahren rechnen“ (ebd., S. 211ff.). 

 

Purtschert und Meyer (2010) konzentrieren sich auf Intersektional-Konzepte im Gebiet der 

Frauen- und Geschlechterforschung. Sie weisen auf den Zusammenhang von Normen und 

sog. Subjektformationen hin: „In der Relation zwischen dem, was als Norm gilt, und dem, 

was als Differentes erscheint, werden Herrschaftsstrukturen ausgebildet und verfestigt“ 

(S. 133). Im Rückgriff auf verschiedene kritische Forschungsrichtungen (inklusive der Männ-

lichkeitsforschung) resümieren sie: „Ziel dieser Forschungsrichtungen ist es, nicht nur das zu 

thematisieren, was von der Norm ausgeschlossen wird oder als ihr ‚anderes‘ erscheint, son-

dern vielmehr die Norm selbst in den Blick zu nehmen, dasjenige also, was gerade nicht als 

Anderes gekennzeichnet wird“ (S. 134). Solche Normen nehmen als Machtprivileg für sich in 

Anspruch, zwar Andersartiges zu markieren, selbst aber ohne Markierungen auszukommen. 

Die Position, von der aus ein- oder ausgegrenzt wird, stellt sich selbst mit ihren Maßstäben 

also nicht dar.  

 

 

3.3 Partizipation und Capability  

 

Die Begriffe „Zivilgesellschaftliche Verankerung“ (→Kap. 2.3), „Partizipation“ und „Capability“ 

dürfen nicht als Synonyme betrachtet werden. Wenn von Partizipation und Capability die 

Rede ist, geht es um die Frage, ob die Angebote der Weiterbildung zur Erhöhung von Parti-

zipation, gesellschaftlicher Teilhabe und capacity der Teilnehmenden beitragen. Ein weiterer 

hervorzuhebender Aspekt ist die Unterscheidung zwischen den Begriffen „Inklusion“ und 

„Partizipation“. Inklusion in der Weiterbildung bedeutet zuerst nur, dass man als Nutzer/in die 

Angebote der Weiterbildung in Anspruch nimmt. Partizipation, als gesteigerte Form von In-

klusion, bedeutet die Teilhabe an den Planungsentscheidungen der Organisationen der Wei-

terbildung (vgl. Nohl 2008). Aber trotz der Anstrengungen vieler Einrichtungen und des En-

gagements vieler Bildungspraktiker/innen ist die Inklusion von Migrant/inn/en in das Funkti-

onssystem Weiterbildung auch nach einem halben Jahrhundert der Migration noch nicht an-

nähernd erreicht. Von einer Partizipation wird erst geredet werden können, wenn Mig-

rant/inn/en in Entscheidungsfunktionen der Weiterbildungsorganisationen repräsentiert sind. 

Und was ist mit den Vertreter/inne/n anderer Milieus? Wo sind die Interessen und Sichtwei-

sen der Langzeitarbeitslosen, der „Bildungsfernen“? Ist eine solche Partizipation überhaupt 

realisierbar, über die Interessen der jetzt Leitenden und Planenden hinaus? Wenn man Mig-

ration als herausgehobenes Phänomen allgemeiner kultureller Pluralisierung versteht, wäre 

sie der Prüfstand von Inklusion und Partizipation. Sie zeigt, wie schwierig Integration in einer 

modernen, in unterschiedliche Milieus und Funktionssysteme ausdifferenzierten Gesellschaft 
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ist. Die Inklusion steht in Funktionssystemen gerade deshalb infrage, weil deren Organisati-

onen von „Angehörigen bestimmter Milieus“ dominiert werden, die wiederum andere Milieus 

exkludieren (vgl. ebd., S. 15ff.). Die Förderung von gesellschaftlicher Teilhabe von exklusi-

onsgefährdeten Gruppen bzw. ihre Teilnahme in Entscheidungsgremien ist deshalb wichtig, 

weil interkulturelle Weiterbildung beiträgt zum gleichberechtigten Zusammenleben und zur 

gegenseitigen Bereicherung der Kulturen. Wie Kalpaka bereits 1986 über Integrationsbemü-

hungen in Deutschland geschrieben hat, „würde man an den Rechten der Minderheit anset-

zen, das Provisorium ihres Aufenthalts beenden, sie im rechtlichen, politischen, sozialen und 

kulturellen Bereich anerkennen, um damit auch anzufangen, Vorurteile bei der Majorität ab-

zubauen und der ‚Neofundalisierung‘ der Gesellschaft den Boden zu entziehen. Genau an-

ders herum also wäre Gleichberechtigung eine Voraussetzung für eine Eingliederung und 

eine Teilnahme an der Gesellschaft des Einwanderungslandes“ (Kalpaka 1986, S. 81). 

 

Zwei wesentliche Punkte werden in diesem Zusammenhang diskutiert. Zuerst wird die Dis-

kussion um das Verständnis in der Weiterbildung über Employability und Citizenship aufge-

griffen. In den vergangenen Jahren haben sich Debatten nicht nur auf den „ökonomischen 

Output“ von Erwachsenenbildung konzentriert, sondern auch auf den „sozialen Output“.  
Als Antwort auf die EU-Mitteilung Adult Learning: It is never too late to learn führte das Euro-

pean Universities Continuing Education network (EUCEN) vor allem in Bezug auf die 

Bemühungen um universitäres Lebenslanges Lernen aus, dass “University Life Long Learn-

ing (ULLL) can build a bridge between the two visions of Lisbon and Bologna, assisting Uni-

versities to move from a closed academic vision, to one taking account of economic devel-

opment and acknowledging and developing responsibility towards the wider community, for 

example through establishing partnerships and links with other stakeholders”. Das Netzwerk 

bemerkte aber auch, dass “development of active citizenship seems to be progressively dis-

appearing from the continuing education landscape” (EUCEN 2007 Herv. durch den Autor). 

 

Die Schlüsselbegriffe sind in diesem Zusammenhang: moving from a closed academic vision 

(den geschlossenen akademischen Fokus verlassen), responsibility for the wider community 

(Verantwortung für die breitere Gesellschaft) und establishing partnerships and links with 

other stakeholders (das Etablieren von Partnerschaften und Verbindungen mit anderen 

Stakeholdern). Um es noch deutlicher zu machen: die Kennwörter sind Veränderungen im 

Denken, Verantwortung und Partnerschaften. Es ist ein vorsichtiges Ausbalancieren zwi-

schen dem “ökonomischen Output” einerseits und dem “Lebenswelt-Output” von Erwachse-

nenbildung andererseits. Es besteht die Notwendigkeit, nach mehr lebensorientierten Aspek-

ten zu forschen und eine politische Wahl zu treffen, ob Erwachsenenbildung auf Beschäfti-

gung abzielen sollte oder auf aktive Staatsbürgerschaft. Das würde auch beinhalten, An-
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strengungen auf sich zu nehmen und zu erforschen, wie man Barrieren bezüglich Partizipati-

on abbauen kann und sich von der Perspektive des organisierenden Anbieters hin zur Fo-

kussierung auf die Individuen und die Gesellschaft aus einer eher ganzheitlichen Perspektive 

zu bewegen. Mit diesem Blickwechsel könnte das „Zwei-Geschwindigkeiten-System“ (two-

speed society) vermieden werden, in dem auf der einen Seite zertifizierte und anerkannte 

Qualifikationen von lernenden Erwachsenen und Ausbildern, die auf akademischem Wissen 

basieren, als erstklassig angesehen werden, und Qualifikationen, die auf Praxis und Erfah-

rung beruhen, als zweitklassig herabgestuft werden. 

 

Youngman untersuchte diesen Zusammenhang zwischen Erwachsenenbildung und Entwick-

lung ausführlich in seinem Buch The Political Economy of Adult Education (2000). Um bes-

sere Alternativen anbieten zu können für eine erfolgreiche Teilhabe an der Gesellschaft und 

auf der Suche nach Alternativen zu einer ökonomisch bestimmten Entwicklung, konzentriert 

er sich auf den sozio-kulturellen Kontext der Lernenden. In vielen Ländern des Südens ist es 

so, dass “non-governmental organisations driven by a people-centred vision for development 

are providing adult education programmes that are empowering people to seek for social 

justice” (Youngman 2006, S. 11). Darüber hinaus betont Torres (2004) in ihrem Buch 

Lifelong learning in the South: Critical issues and Opportunities for Adult Education den As-

pekt, die Erwachsenenbildung in den Zusammenhang von Entwicklung und Bildung für 

Empowerment zu stellen.  

 

Die Diskussion um Employability und Citizenship spiegelt sich in der gegenwärtigen Diskus-

sion in der Weiterbildung über die wechselseitige Beziehung zwischen Kompetenz und 

Capability (Otto/Schrödter 2010, S. 163ff.) wider. Konzepte, die nur auf Kompetenzmes-

sungsansätzen aufgebaut sind, beschränken sich auf die Feststellung von individuellen Defi-

ziten des Lernenden. Wenn Kompetenzmessung und darauf aufgebaute Weiterbildungsan-

gebote die Problemlage ausschließlich „individualisieren“, so gehen sie an soziopolitisch 

bedingten Ungleichheiten vorbei. Daher ist ein Ansatz notwendig, der sowohl sozialpädago-

gisch als auch sozialanalytisch vorgeht, der die sozialen Ungleichheiten auch ins Blickfeld 

nimmt und für die Weiterbildung der Migrant/inn/en eine gerechtere und neue Orientierung 

anbietet. Der Kompetenzbegriff orientiert sich am Humankapital und an Employabilitäts-

sicherung und verzichtet auf eine umfassende Weiterbildung des Menschen. Die Vereinba-

rung zwischen „Wissen und Können“ ist hier zentral: „Die Vermittlung von Wissen und Kön-

nen und die zielgerichtete pädagogische Förderung, Unterstützung und Betreuung müssen 

in allen Bildungsbereichen stärker aufeinander bezogen werden“ (Autorengruppe Bildungs-

berichtserstattung 2010, S. 13). Kompetenzmessungen, wie die der Integrationskurse, in 

denen z.B. Sprachkompetenzen gemessen werden, laufen Gefahr der „Kontextblindigkeit“ 
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(Otto/Schrödter 2010, S. 172) zu erliegen, wenn sie nicht gleichzeitig die Messung der ge-

samtgesellschaftlichen (Un-)Fähigkeiten berücksichtigen. Zu dieser Messlatte gehört auch 

die Überprüfung „extern bedingter“ Inklusionsbemühungen. Um Indikatoren für extern be-

dingte Inklusionsmöglichkeiten (vgl. Reddy 2010, S. 128ff.) zu entwickeln, bietet der 

Capabiltiy-Ansatz ein gutes Kriterienraster für die Weiterbildung. Capability als Ansatz ist 

gekennzeichnet durch seine dynamische Ausrichtung, seine Prozesshaftigkeit und seinen 

klaren Bezug zum sozialen Kontext. Sen und Nußbaum entwickelten das „Vermögens-

Konzept“, das eine soziale Kontextualisierung beinhaltet: Die „internen“ und „externen“ 

Capabilites ergeben Combined Capabilites, d.h. „personelle und soziale Bedingungen“ soll-

ten erfüllt sein, um „Kontrolle über die eigene Umgebung“ zu erlangen und dadurch auch 

politisch partizipieren zu können. Gleiche Kompetenzen in ungleichen sozialen Bedingungen 

können zu Ungleichheit führen. Daher sprechen Otto/Schrödter (2010) von „Verwirklichungs-

chancen als umfassender normativer Referenzrahmen von Bildungsgerechtigkeit“ (ebd., 

S.176) und setzen einen „normativen“ statt eines „empirischen“ Ansatzes als Ausgangspunkt 

an. Dieser dient dann der Verwirklichung der Lebenschancen von Ausgeschlossenen und 

nicht dem Systemerhalt. Dabei ist nicht die gänzliche Ablehnung des Kompetenzansatzes 

impliziert, sondern eine „unangemessene Verwendung dieser Perspektive“ (ebd., S.171) als 

Dysfunktionskonstrukt, vor allem auch im OECD Fokus auf „benefits through economic 

activity“. „Kompetenzen“ und „Capabilties“ sollten daher zusammenhängende Grundbegriffe 

einer kritischen Bildungsforschung und Bildungspolitik sein. Dabei sollten die Kompetenzen 

jedes Individuums in seine soziale Umwelt und in eine gesellschaftstheoretische Betrachtung 

eingebettet sein: 

 
Competencies only make sense if the social component is taken into account by ad-
dressing both large scale structures (such as the labor market, the education system, 
the government and legal structure) and processes taking place at the individual level. 
Thus while the internal structure of competencies (knowledge, skills, attitudes, behav-
ioral intentions and their interrelation) are important parameters of the definition, so too 
are the structures of the social, economic and political environment-particularly as they 
have their part to play in actually constructing the demands which both define compe-
tencies and require them to be demonstrated by individuals (Rychen/Salganik 2002, 
S. 6, zitiert nach ebd. Kursiv vom Autor). 

 

 

3.4 Lebenswelt- und Sozialraum-Orientierung  

 

Am Beispiel von Begriffen wie „Problemviertel“ und „Soziale Stadt“ machen Neef/Keim Stig-

matisierungsprozesse deutlich, u.a. durch deren „Widerspiegelung der vorherrschenden so-

zialwissenschaftlichen Darstellung von Lebensverhältnissen in Stadtvierteln [...]. Die zielt 

nämlich ganz überwiegend auf deren Defizite; nicht nur in baulicher, infrastruktureller und 
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ökonomischer, sondern auch in sozialer Hinsicht“ (Neef/Keim ebd., S. 16). In der Öffentlich-

keit wird oft nur das Negative, Problembehaftete dargestellt, studiert und analysiert. Individu-

elle Defizite werden für die latenten Lebensrisiken verantwortlich gemacht. Fehlende „Berufs-

tätigkeit“, die „Isolierung“ von Migrant/inn/en wegen „mangelnder Sprachkompetenz“ oder 

ihre „Integrationsunwilligkeit“ sind einige der Merkmale, die oft in Bezug auf Migrant/inn/en 

genannt werden, doch auf diese Weise werden die eigentlichen sozialen Ursachen ausge-

blendet. Benachteiligung funktioniert auf diesem Weg als gesellschaftliche Zuschreibung. 

Durch sie reproduziert sich soziale Ungleichheit als fortwährender Prozess. Diese Art von 

öffentlichem Diskurs und die darauf aufbauende Forschung und Praxis führen zur Skandali-

sierung und bewirken eine Art „Circulus-Vitiosus-Effekt“ (ebd.; vgl. Walther 2002), der auf 

Dauer das Ausgeschlossen-Sein von der Mehrheitsgesellschaft zementiert. Solche alltägli-

chen und institutionellen Diskriminierungserfahrungen führen zu mangelnder Anerkennung 

der Migrant/inn/en und zum Verlust ihres Selbstwertgefühls, das wiederum in der Unglaub-

würdigkeit der Politik und der Personen der Mehrheitsgesellschaft mündet (vgl. Burdewick 

2006, Honneth 2008).  

 

Eine Umorientierung von der Defizitperspektive zur Ressourcenanalyse ist hier gefragt. „Von 

Partizipation und Ressourcenorientierung“ kann man dann sprechen, „wenn eine Gesell-

schaft die zugewanderten Menschen als Subjekte mit vielfältigen Fähigkeiten anerkennt und 

Rahmenbedingungen schafft, die eine selbstbestimmte Entfaltung ihrer Potentiale ermög-

licht“ (vgl. Sprung 2006, S. 33). Es bedarf einer vorurteilsfreien Anerkennung der Fähigkeiten 

von Migrant/inn/en, sonst läuft man Gefahr, ihre Fähigkeiten zu unterschätzen. Dies belegt 

eine Studie zu selektiven Inklusions- und Exklusions-Mechanismen der Anerkennungsprakti-

ken (Validation Models) der Fähigkeiten und Abschlüsse der Migrant/inn/en in Schweden. In 

Foucaultscher Sicht kann man es als eine hegemoniale Dominanz der Aufnahmegesellschaft 

ansehen, die das Wissen ihrer Zugewanderten nicht achtet: „misrecognistion of immigrants‘ 

experience and knowledge and thus affects, often negatively, the incorporation of immigrants 

in their respective area of competence“ (Anderson/Osman 2008, S. 43).24 Sie sieht es als 

„unterworfenes“ Wissen an, das nicht anerkannt wird. Im post-entwicklungspolitischen Dis-

kurs (vgl. Rahmena/Bawtree 2007) würde man vom „undervalued knowledge“ sprechen (vgl. 

Chambers 1983). 

 

24 Andersson und Osman kommen zu folgendem Schluss: „knowledge and practice acquired through 
experience in working life cannot be translated neatly into an academic language or knowledge em-
bedded in training manuals/curricula irrespective of contextual differences. These are the areas that 
policy makers have to examine and which need creative solutions or validation models that are flexible 
and address the specific needs of different categories of immigrants” (Anderson/Osman 2008, S. 69). 
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Eine sozialräumliche und lebensweltorientierte Weiterbildung mit ihrer ressourcenorientierten 

und positiven Herangehensweise kann der Defizitperspektive entgegenwirken. Die erprobten 

Theorie-Praxis-Bezüge zur Lebensweltorientierung in der So-zialarbeitswissenschaft und 

Praxis (vgl. Otto/Thiersch 2005; Gemende 2002) beziehen sich unter anderem auf die Arbei-

ten von Hall (1994). Dieser Ansatz ist grundlegend für ein dynamisches Verständnis von Zu-

gehörigkeiten und Identitäten. Diese Zugehörigkeiten entstehen in den Interaktionen mit An-

deren, in sozialen Zusammenhängen, in Bezug auf verschiedene soziale Kategorien, wie 

z.B. Geschlecht, Klasse, Ethnie oder Berufsgruppe. Die sozialen Zusammenhänge, die diese 

Kategorien definieren, sind z.B. Familien, Paarbeziehungen, Freundeskreise, Erwerbsarbeit 

oder Nachbarschaften. Der Sozialraum ist ein wichtiger Bestandteil dieser Verbundenheit. 

Sozialraum bezeichnet hier den Bezug z.B. zu einem bestimmten Stadteil oder einem Dorf 

(vgl. Gemende 2007, S. 27). Soziale Räume sind als soziologische Kategorie Produkte meh-

rerer, gleichrangiger Einflussfaktoren, die eine jeweils eigene Prägung hinterlassen. Diese 

Dimension des Raums ist durch soziale Interaktion auf unterschiedlichen Ebenen soziostruk-

turell geprägt, zum Beispiel durch politische und ökonomische Prozesse und allgemeinen 

sozialen Wandel, aber auch durch Alltagsverhalten. Entscheidende Akteure sind dabei so-

wohl Individuen als auch Institutionen und soziale Verbände. Die Prägung erfolgt sowohl 

durch die Bewohner des Raumes als auch, wie im Fall übergeordneter politischer Entschei-

dungen, durch außerhalb des Raumes angesiedelte Akteure. Diese Interaktionen werden 

u.a. durch Überzeugungen und normgesteuerte Verhaltensmuster mitgeprägt. Die Wahr-

nehmung des Raumes ist durch die in ihm befindlichen Menschen, die ein konstitutiver und 

konstruktiver Bestandteil sind, geprägt. Sie beeinflusst maßgeblich deren Verhalten und da-

mit ihre Lebenswelt. Dabei sind folgende Dimensionen der Lebensweltorientierung zu be-

rücksichtigen:  

 

o Das Agieren „in der erfahrenen Zeit, […] [denn] die Gegenwart gewinnt angesichts 

der Offenheiten von Vergangenheit und Zukunft ein eigenständiges Gewicht, für die 

Zukunft braucht es Kompetenzen und Mut, zu riskieren sich ins Offene hinein zu be-

geben“. 

o Die „Dimensionen des Raumes sieht die Menschen eingebettet in ihren je erfahrene-

ren Raum. […] Sie sieht Menschen in ihren räumlichen Verhältnissen, […] in ländlich 

geprägten Strukturen oder in städtischen Milieus, auf der Straße und in Abgrenzun-

gen, Spannungen und Auseinandersetzungen […], die hier als zu bewältigende Auf-

gaben von Politik und Öffentlichkeitsarbeit [gesehen wird]“. 

o Das Agieren in „sozialen Bezügen […] sieht z.B. Kinder und Heranwachsende im 

Kontext des sozialen Geflechts von Familien und Freundschaften.“ 
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o Das Agieren in „alltäglichen, eher unauffälligen Bewältigungsaufgaben […] [dient da-

zu] Überschaubarkeit und Ordnung in die oft ‚verwahrlosten‘ räumlichen und zeitli-

chen Strukturen zu bringen“.  

o Die Praxis im Sozialraum zielt auf Hilfe zur Selbsthilfe, auf Empowerment und Identi-

tätsarbeit (vgl. Otto/Thiersch 2005, S. 1136ff.). Es gibt eine klare, positive Positionie-

rung zur ethnischen, kulturellen und religiösen Vielfalt, um dazu beizutragen, dass 

auch Bürger/innen mit Migrationshintergrund gleichberechtigt an der Gesellschaft 

teilnehmen können.  

 

Schröer/Schweppe (2010) haben mit ihrem Beitrag zur Transnationalität und Sozialen Arbeit 

eine Brücke zwischen „sozialem Kontext“ und der jeweiligen „sozialräumlichen Konstruktion 

von sozialer Wirklichkeit“ geschlagen: „Transnationalität durchzieht entsprechend die Makro -

wie die Mikroebene sozialer Wirklichkeit und damit die Lebenswelt der Adressat/inn/en ge-

nauso die sozialen und politischen Bedingungen der sozialen Arbeit“ (ebd., S. 91). Die Dis-

kussion um „place-based form of interactio“ und „identity-based forms of Interaction“ und das 

bereits erwähnte „residential citizenship“ sind in diesem Kontext von großer Bedeutung 

(Wagner 2007). In einer mit wachsenden Migrationsprozessen konfrontierten Gesellschaft 

funktionieren die traditionellen sozio-ökonomischen Methoden der Integration nicht mehr. In 

urbanen Zentren („urban centres“) haben sich „new social spaces“ in multikulturellen Settings 

gebildet, die „place-based“ Interaktionen fördern. Dabei sind „citizenship identities“ lokal, 

nachbarschaftlich und urban geworden („local, residential and urban“). In diesem Sinn sind 

Städte und Kommunen die idealen Orte, lebensnahe Weiterbildungsangebote zu entwickeln 

und durchzuführen, damit „residential citizenship“ erfolgen kann. Die zentrale Frage in sol-

chen quartierbasierten Lernprozessen ist die Strukturierung des Engagements und der Parti-

zipation der Bewohner, 

 

territorial communities or neighbourhoods constitute one of the most effective alterna-
tives to helping immigrants realise their urban citizenschip. Caring about the people 
who live in your neighbourhood and believing that people who live there care about 
you, are critical attitudes that can nurture place-based forms of political participation. 
Face-to-face interaction gives residents an opportunity to participate at least in the pre-
paratory stages of the decision-making process, if not the possibility of determining the 
final outcomes of policy matters. Rather than being an occasionally exercised civic ob-
ligation, this kind of political participation becomes an educative device in view of real-
izing one’s residential citizenship (Wagner 2007, S. 96). 

 

Die Anerkennung der Ressourcen der Migrant/inn/en bedeutet auch die Anerkennung und 

Förderung ihrer Handlungskompetenz (vgl. Kalpaka 1986, S. 285). Zur Ressourcenorientie-

rung als Prinzip inkludierender Bildungsarbeit merkt Prömper an:  
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Dies klingt schon fast wie ein Zauberwort, das von allen benutzt wird. Gemeint ist damit 
zunächst einmal nichts anderes als die Intention, sich nicht von Zuschreibungen (prob-
lembeladen) und Defiziten (lernschwach, unmotiviert) leiten oder gar anstecken zu las-
sen; denn selbst die wohlmeinende Benennung von Schwächen und Problemen ver-
stärkt zunächst einmal eben diese Selbstwahrnehmung als ‚schwach‘, ‚anders‘, ‚nicht 
normal‘. Ressourcenorientierung meint positiv allerdings mehr, nämlich ein Ansetzen 
am Gelingenden, am Können, am Widerständigen, an Anerkennungswünschen, Stär-
ken und Potenzialen (ebd., S. 196).  

 

Bereits 1986 hat Kalpaka gefordert, das Ziel Integration, das auf die Aufhebung der Defizite 

der Migrant/inn/en abzielt, durch die Ermöglichung und den Erwerb von Handlungsfähigkeit 

zu ersetzten. Handlungsfähigkeit bedeutet neben der Eingliederung in das soziale Leben der 

deutschen Gesellschaft auch die Ermöglichung der Orientierung und Eingliederung in die 

eigene soziale und ethnische Herkunftsgruppe. Aber diese Eingliederungsprozesse sind erst 

zu realisieren, wenn, wie oben erwähnt, dynamische Kultur- und Identitätsbegriffe angewandt 

werden und darauf aufbauend von einem „Menschenbild des sich verändernden, immer wie-

der neu definierenden, handlungsfähigen Individuums ausgegangen wird“ (ebd. S.?). Zumin-

dest gibt es in jüngerer Zeit theoretische Bekenntnisse von Seiten der Politik zur Notwendig-

keit der Anerkennung und Wertschätzung der Fähigkeiten der Migrant/inn/en: 

 

Anerkennung ist auch eine Frage der Wertschätzung. Wem nicht die Hand gereicht 
wird, fühlt sich allein gelassen und ins Abseits gestellt. Wer nicht gefördert und gefor-
dert wird, fühlt sich nicht angenommen. Hier hat die Bundesregierung mit einem Pa-
radigmenwechsel umgesteuert. […] Wir rücken verstärkt die Potenziale der Zuwande-
rer in den Blick. Wir reden nicht über, sondern mit den Migranten. Das Dialogprinzip 
hat sich auch bei der Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans bewährt. Die 
Migrantenorganisationen sind für uns gleichberechtigte Partner (BMZ Pressemittei-
lung 2009). 

 
 

Ausgehend von den oben erwähnten Kernaspekten der sozialraumorientierten Arbeit steht 

die Weiterbildung vor der Aufgabe, insbesondere das soziale Umfeld und die Lebenslagen 

der Migrant/inn/en in Bezug auf Angebotserstellung und Gestaltung der Inhalte und pädago-

gischen Aspekte zu beachten.  

 

Es liegt in der Natur der Sache, dass sich die Qualität der Lebenswelt und des Sozialraums 

der Migrant/inn/en in der Tiefe der zivilgesellschaftlichen Verankerung von Weiterbildungs-

anbietern widerspiegeln sollte, insbesondere in der Beschäftigung mit der Mehrdimensionali-

tät der Exklusion/Inklusion, im erfolgreichen Abbau von Zugangsbarrieren (die oft auch mit 

ihrem „sozialen Umfeld“ zu tun haben) und in der Stärkung der Partizipation und Capability 

im sozialen Nahraum. Für die Weiterbildung für und mit Migrant/inn/en sind diese Wahrneh-

mungs- und soziale Interaktionen auf unterschiedlichen Ebenen im Sozialraum von besonde-

rer Bedeutung. Diese sozialen Interaktionen sind auch soziostrukturell geprägt. Praxisbei-
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spiele erfolgreicher Arbeit mit Migrantenfamilien zeigen, dass präventive unterstützende 

interkulturelle Arbeit gerade dann gelingt, wenn ein konsequent sozialraumorientierter Ansatz 

praktiziert wird (vgl. Straußberger 2007, 2008; Henn 2008). Die Herangehensweise der bis-

herigen sozialraumorientierten Arbeit mit Migrantenfamilien hat folgende Leitlinien: 

 

o konsequentes Ansetzen an den Interessen der Bewohner 

o aktivierende Arbeit und Förderung von Selbsthilfe 

o Konzentration auf die Ressourcen der Bewohner und auf die Infrastruktur des Stadt-

teils 

o zielgruppen- und bereichsübergreifende Ansätze 

o Kooperation und Abstimmung der professionellen Ressourcen (vgl. Straßbur-

ger/Bestmann 2008; Henn 2008) 

 

Darüber hinaus steht das Professionelle Selbstverständnis der Praktiker/innen im Mittel-

punkt, da eine enge Zusammenarbeit mit den Bewohnern in der Gestaltung der sozialraum-

orientierten Arbeit von zentraler Bedeutung ist. Dabei sind Wertschätzung der Lebenswelt-

expertise der Migrant/inn/en, die Begegnung auf Augenhöhe und Orientierung an den indivi-

duellen Interessen und an der Lebensweltexpertise der Klient/inn/en (Migrant/inn/en) wichti-

ge Elemente. Es bleibt durch Studien empirisch und praktisch zu prüfen, wie die sozialraum-

orientierte und lebensweltgeprägte Weiterbildung gestaltet, durchgeführt und evaluiert wer-

den kann. Erste Schritte in diese Richtung wurden vom DIE bereits veranlasst: Im Programm 

„Inklusion/Lernen im Quartier“ arbeitet eine Gruppe von Wissenschaftlern an dieser Aufgabe 

(vgl. Kil u.a. 2011).  

 
 

3.5 Inkludierende Erwachsenenbildung25 
 

Nachfolgend sind Indikatoren der Inklusion für Weiterbildungsanbieter weitergehend aus 

einer inklusiv-pädagogischen Perspektive auszuarbeiten. Die Entwicklung der Leitlinien für 

die Indikatoren der Inklusion in diesem Bereich erfordert eine Auseinandersetzung mit aktu-

ellen kritischen pädagogischen Ansätzen im Umgang mit Heterogenität in einer immer kom-

plexer werdenden Migrationsgesellschaft. Partizipation, Inhalte und Didaktik in Bezug auf 

den Umgang mit Heterogenität sind dabei zentrale, aber auch kontroverse Diskussionspunk-

te. In diesem Kontext sind die „interkulturellen Trainings-Konzepte“ im Bereich der Fortbil-

25 An anderer Stelle wurde vom Autor über „inklusive Weiterbildungsforschung und -praxis“ gespro-
chen (vgl. Reddy 2010). Das Ziel ist, den Themenkomplex Pädagogik in solch einer Inklusionsper-
spektive und nicht in einer Ausarbeitung einzelner pädagogischen Ansätze zu positionieren.  
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dung für das Weiterbildungspersonal von besonderer Bedeutung (vgl. Lanfranchi 2008; BIBB 

2008). Weiterbildner/innen und Weiterbildungsanbieter sind in einer komplexen Migrations-

gesellschaft darauf angewiesen, mit Differenz zu arbeiten „vor allem, um soziale Ungleich-

heiten und Diskriminierungen aufzudecken und ihnen zu begegnen“ und „sozialisierte Kom-

petenzen als Ressourcen wertzuschätzen“ (Munsch 2007, S. 11). Paradoxerweise dient die-

se Wahrnehmung der Differenz als Ressource, als Voraussetzung für die Minimierung der 

diskriminierenden Differenzen und als Feststellung sowie Herstellung von Gleichberechti-

gung (vgl. Prengel 1993, S. 30). Prömper erfasst das Thema prägnant, indem er im Kontext 

von der „Beweglichkeit von Personen und Institutionen in und zwischen Kulturen“ die Forde-

rung nach „interkultureller wie intersektionaler Kompetenz“ stellt (Prömper, 2010 S. 201; vgl. 

auch OECD 2010; Dirim/Mecheril 2009). Nach Pallares/Zitzelsberger (2007) ist es in den 

letzten Jahren zu einem selbstkritischen Perspektivenwechsel in Theorie und Konzeption 

interkultureller Pädagogik gekommen, 

 

wobei die eigenen Prämissen unter Kritik gestellt wurden, insbesondere die Verwen-
dung des Kulturbegriffs, die Prozesse der Kulturalisierung und Ethnisierung. Fragwür-
dig wurde dabei, wie in Theorie und Praxis interkultureller Pädagogik Migrantinnen und 
Migranten als Problemgruppe konstituiert worden sind. Es zeichnet sich ein Perspekti-
venwechsel ab, der den Kontext der Migration, die gesellschaftlichen Bedingungen von 
Integration und Desintegration in den Blick nimmt. Zu fragen ist nach der Beschaffen-
heit der Einwanderungsgesellschaft selbst, ihren Prämissen, Integrations- und Aus-
grenzungsstrategien. Wesentliche Voraussetzung ist hierfür, die hegemoniale Position 
der Mehrheitsgesellschaft zu problematisieren. Wir alle sind aufgefordert, unsere Vor-
stellungen von Zugehörigkeiten zu hinterfragen. Welchen Beitrag leisten die Institutio-
nen der Mehrheitsgesellschaft, damit Migrant/inn/en und ihre Organisationen einen 
gleichberechtigten Zugang zu staatlichen Ressourcen erhalten? (Pallares/Zitzelsberger 
2007).  

 

Messerschmidt (2006) spricht in diesem Kontext von der „Transformation des Interkulturel-

len“, Dirim/Mecheril (2009) sprechen von „Migrationspädagogik“ und Hamburger (2008) so-

gar vom „Abschied von der interkulturellen Pädagogik“. Fragen zum Umgang mit Heterogeni-

tät in der Einwanderungsgesellschaft sind daher statt unter vereinzelten Aspekten wie Kultur, 

Sprache oder Religion aus der Perspektive einer inkludierenden Erwachsenenbildung zu 

stellen. Sie knüpft an das Konzept der Inklusiven Pädagogik an, die bereits im Bereich der 

Schule und im Bereich der Weiterbildung für und mit behinderten Menschen (Heimlich/Behr 

2009) erprobt und in der Disziplin Behindertenpädagogik stark diskutiert wird. Eine solche 

Perspektive setzt sich den Tendenzen der „Ethnisierung“ und „Kulturalisierung“ der Mig-

rant/inn/en (vgl. Badawia 2002; Schnurer 2004) entgegen und nimmt das Selbstverständnis 
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und die Sach- und Reflexionskompetenzen der Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft, bzw. 

der Weiterbildner/innen, in den Blick (Attia/Foitzik 2009).26  

 

Inkludierende Erwachsenenbildung erfordert häufig eine Veränderung von Einstellungen und 

Werten der Menschen. Die Bewusstseinsbildung sollte mit einem Verständnis von inklusiver 

Bildung einhergehen: Was sind die Indikatoren dafür? In den Empfehlungen der bereits er-

wähnten „Leitlinien“ unterscheidet die UNESCO zwischen drei Bereichen der inklusiven Pä-

dagogik, worauf aufbauend die Indikatoren entwickelt werden sollten (UNESCO 2009):  

 

1. Änderung der Einstellungen (zur Inklusion)  

2. verbesserte Lehr-Lern Umgebung 

3. inklusive Curricula  

 

Ein inklusives Curriculum fördert die kognitive, emotionale, soziale und kreative Entwicklung 

der Menschen. Delors u.a. (2006) sprechen von vier Säulen der Bildung des 21. Jahrhun-

derts: 1. Lernen, wie man Wissen erwirbt; 2. Lernen, wie man handelt; 3. Lernen, wie man 

zusammenlebt und 4. Lernen für das Leben. So können pädagogische Ansätze in diesem 

Bereich unter folgenden Aspekten diskutiert werden: Sind die Weiterbildungsangebote im 

Bereich der Migration umfassend genug, mit Berücksichtigung der kulturellen, religiösen, 

sozialen und politischen Aspekte? Wie stehen die Weiterbildungsangebote in Bezug auf die 

oben geführte Diskussion um die Synthese von allgemeinen, betrieblichen und politischen 

Aspekten der Erwachsenenbildung? Beschränken sich pädagogische Ansätze im Bereich 

Inklusion von Migrant/inn/en nur auf eine Defizitorientierung oder werden die Ressourcen der 

Migrant/inn/en einbezogen und auf diese Weise capability, citizenship, gesellschaftliche Teil-

habe und citizenschip education ermöglicht (vgl. Zeuner 2006)?27 Machtkritische weiterbil-

26 Im Kontext von Vermittlung pädagogischer Qualifikationen im Umgang mit Differenzen, Diskriminie-
rung und Macht stellen Attia/Foitzik folgende Sachkompetenzen als Vermittlung von Wissen gegen-
über: Die Geschichte des Nationalsozialismus und seine politischen und gesellschaftlichen Auswir-
kungen, die Geschichte des Kolonialismus und gesellschaftliche Auswirkungen besonders in Bezug 
auf Deutschland und die Herkunftsländer von Eingewanderten bzw. Aufnahmeländer von Ausgewan-
derten; die Ursachen und Geschichte von Migration, Fluchtbewegungen; die gesetzlichen Regelun-
gen, die die Lebensbedingungen von Eingewanderten und Flüchtlingen prägen; die psychosozialen 
Auswirkungen von Migration und Flucht, von Diskriminierung und Ausgrenzung; Ausgrenzungsstruktu-
ren, Machtsymmetrien, soziale Benachteiligung. Zu den reflektiven Kompetenzen zählen bildungs- 
und selbstreflexive Aspekte, u.a. die Auseinandersetzung mit Konstruktionen von uns und den Ande-
ren, die im Alltag, in Pop-, Sub-und Hochkultur in Medien, Politik und Wissenschaft etc. reproduziert 
werden, und ein kritisches Erinnern an Konstruktionen, die im eigenen Kontext relevant sind (vgl. At-
tia/Foitzik 2009, S. 15). 
27 Citizenship education-Initiativen in Kanada definieren vier Dimensionen als Grundlage für 
Cititzenship: Politische/rechtliche Dimension: determiniert politische Rechte und Pflichten innerhalb 
des besonderen politischen Systems, also Partizipationsrechte und politische Teilhabe über passives 
und aktives Wahlrecht; gesellschaftlich/soziale Dimension: Ziele, Werte und Aufgaben, die Konzeption 
eines demokratischen Staates und damit die Machtverteilung zwischen gewählten Repräsentanten 
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dungspädagogische Ansätze, die die gesellschaftliche Teilhabe auf „Augenhöhe“ in einer 

Einwanderungsgesellschaft ermöglichen, sind dafür erforderlich (vgl. Elverich u.a. 2009; 

Hejazi 2009).28 Die Relevanz des Themas Migration und Rassismus wurde in einem umfas-

senden Sammelband behandelt (Roth/Geseman 2009). Sprung (2009) fragt daraufhin pro-

vokativ, ob Anti-Diskriminierung kein Thema für die Weiterbildung sei? 

 

Bisherige Maßnahmen im Bereich Migration und Weiterbildung waren z.B. auf Sprache, Kul-

tur oder Religion begrenzt. Dabei sind diese meist auf Kommunikationstheorien bezogen und 

daher wenig gesellschaftsanalytisch fundiert. Sie sind „Diversity-Management“-orientiert, 

zielen primär auf wirtschaftlichen Gewinn ab und kommen den Forderungen einer Inklusi-

onsperspektive nicht nach (vgl. Mecheril 2002; Rosenstreich 2007). Sie berühren die Fragen 

nach dem Umgang mit gesellschaftlichen Ungleichheiten kaum. Dabei werden einseitige 

defizitäre Darstellungen umgedeutet“ mit dem erklärten Ziel, Berufswahlorientierung und 

berufliche Integration der Migrant/inn/en zu fördern. Von ambivalenter Bedeutung ist dabei 

wiederum der differenz- bzw. diversitätsorientierte Versuch, Migrant/inn/en sogenannte inter-

kulturelle Schlüsselkompetenzen zuzuschreiben, die marktwirtschaftlich verwertet werden 

sollen.  

 

Eine Pädagogik der Anerkennung sollte die Leitperspektive in den kommenden Jahren sein, 

damit die oft gut gemeinte, durchaus auch wissenschaftlich gebräuchliche Etiketierung der 

Migrant/inn/en als „unbekannte Zielgruppe der Weiterbildung“ der Vergangenheit angehört 

(vgl. Bilger 2006). Warum bleibt die Migranten-Community für die deutsche Weiterbildungs-

wissenschaft und Praxis eigentlich unbekannt? Liegen die Gründe nur in der „Besonderheit“ 

der Migrant/inn/en, die durch unzählige Datenerhebungen und Milieustudien suggeriert wird? 

Oder ist es eine gewollte oder ungewollte fremdbestimmte „Repräsentation“ der Mig-

rant/inn/en (vgl. Broden/Mecheril 2007)? Ein möglicher Weg aus dieser Unbekanntheit ist 

eine Erweiterung des interkulturellen Gedanken dahingehend, dass mehr Raum für die Mig-

des Staates und seinen Bürgerinnen und Bürgern; sozio-ökonomische Dimension: Beziehung der 
Individuen im sozialen Kontext und ihre Partizipationsrechte im politischen Kontext; Fragen nach öko-
nomischen Rechten, Recht auf Arbeit, auf Erhalt des Lebensstandards; die ökonomisch-soziale Absi-
cherung des Einzelnen und die Verpflichtung der Gemeinschaft, diese zu ermöglichen; die Verpflich-
tung zum Erhalt einer lebenswerten Umwelt; kulturelle Dimension: die Art und Weise, wie eine Gesell-
schaft mit zunehmend pluralen Lebenswelten umgeht, wie Fragen unterschiedlicher Traditionen und 
Kulturen im Rahmen von globaler Migration aufgenommen werden und wie unter Berücksichtigung 
unterschiedlicher Herkunft, Einstellungen und Ziele ein friedliches Zusammenleben gewährleistet wer-
den kann. Grundlagen der kulturellen Dimension sind anthropologische Grundannahmen, wie sie in 
den Menschenrechten formuliert werden (vgl. Hebert u.a. 2001, S. 1; Zeuner 2006, S. 72). 
28 Hajezi vergleicht die interkulturellen, pädagogischen Ansätze in drei Ländern: Kanada, Frankreich 
und Deutschland, die er für moderne Einwanderungsgesellschaften hält. Dabei werden die pluralis-
mus- und zivilgesellschaftlichen Aspekte besonders hervorgehoben, die für unsere Diskussion hier um 
Capability, Zivilgesellschaft und Migrantenselbstorganisationen besonders relevant sind.  
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rant/inn/en-Forscher und die Praktiker/innen in der Gestaltung und Vermittlung der Weiterbil-

dungsinhalte geschaffen wird. Bell Hook (1989) nennt aus einer feministischen und „schwar-

zen Perspektive“, diesen Prozess „talking back“. Dazu verweist Escobar (1995) in postkolo-

nialen Ansätzen auf die Prozesse des „making and unmaking“ der Migrant/inn/en. Statt der 

Unbekanntheit und „Exotisierung“ der Migrant/inn/en, die überwiegend von Nicht-

Migrant/inn/en „über“ die Migrant/inn/en vorgenommen werden, soll der Ausweg darin beste-

hen, die Migrant/inn/en selbst zur Sprache kommen (=talking back) zu lassen. Dadurch soll 

ein sachlicher und professioneller Austausch zwischen den „Migrant/inn/en“ und „Nicht-

Migrant/inn/en“ ermöglicht werden.  

 

Der effektive Umgang mit Heterogenität wirft die Frage nach dem Angebot interkultureller 

Trainings“ auf. In „interkulturellen“ Fortbildungen wird oft angenommen, dass „kulturelle“ Bil-

dung genügt. Dabei wird übersehen, dass sich pädagogische Professionalität in diesem Feld 

mehrere Aspekte umfasst: Kultur, Religion, Zusammenarbeit mit 

Migrantenselbstorganisationen und interkulturelle Orientierung (vgl. Landeshauptstadt Düs-

seldorf 2009),29 Anerkennung der Mehrfachzugehörigkeit (vgl. Mecheril 2005), die Mehrdi-

mensionalität der Identitätsbildungen (vgl. Auernheimer 2008) und Antirassismus. In diesem 

Sinn haben Fortbildungsangebote im Bereich der Anti-Diskriminierung ebenso viel mit dem 

Verlernen diskriminierender Haltungen zu tun wie mit Lernen von kulturellen Inhalten (vgl. 

OECD 2010). Es geht dabei nicht lediglich um die „Wahrnehmung kultureller Vielfalt“ und 

darum, individuelle Vorurteile oder Stereotypisierungen abzubauen, sondern um die gesell-

schaftlich verankerten Machtverhältnisse und Ideologien der Überlegenheit und Unterlegen-

heit (vgl. Reddy 2001). Zugleich geht es um die Achtung und Sicherung der Rechte von 

Minderheiten: „Equity not only presupposes respect for cultural difference, but also recogni-

tion of special rights pertaining to minority groups, in particular, disadvantaged and marginal-

ized groups“ (Luciak 2010, S. 57). Hamburger weist auf „pädagogische Reflexion der Migra-

tion und Migrationsfolgen in eine mehrdimensionale Betrachtungsweise“ und auf die nötige 

„Auseinandersetzung mit dem Rassismus“ hin (Hamburger 2009a, S. 881). 

 

29 Das Gesamtintegrationskonzept der Stadt Düsseldorf schreibt folgende Elemente der Fortbildung 
zur „interkulturellen Kompetenz“ fest: Unter dem Punkt „Interkulturelle Öffnung“ (5.4) unterteilt die 
Stadt die Vorbereitung des Personals nach verschiedenen Gesichtspunkten: Kultur, interreligiöser 
Dialog, Antidiskriminierungsarbeit und Zusammenarbeit mit Zuwandererorganisation (URL: 
www.duesseldorf.de/sozialamt/integration/integrationskonzept.pdf Stand 29.06.2010). Im tatsächlich 
durchgeführten “interkulturellen Workshop“, den der Autor selbst im Auftrag der Stadt Düsseldorf 
durchgeführt hat in einer Länge von zwei Tagen, wird ein Versuch unternommen, alle oben genannten 
wichtigen Ausbildungsteile kompakt einzubinden. Es wäre überlegenswert, wie man die verschiede-
nen Aspekte miteinander verknüpft und vielleicht auch in verschiedene Module, die gezielt die Aspek-
te der Kultur, Religion, Antidiskriminierung und Zusammenarbeit mit Zuwandererorganisationen auf-
nehmen, systematisch einbettet. Es ist ein Musterbeispiel für anspruchsvolle Konzepte, die kaum um-
gesetzt worden sind oder als Anhängertrainings, die in zwei Tagen abgeschlossen werden müssen. 
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Eine der Anti-Diskriminierungsmethoden, die zum Teil diese Vielfalt der Identitäten und die 

Fragestellung der Machtasymmetrien in einer Einwanderungsgesellschaft erfolgreich um-

setzt, ist die Methode des Anti-Bias-Trainings. Gramelt (2010) erforschte als Erste die wis-

senschaftlichen und theoretischen Grundlagen zum Anti-Bias Ansatz im Kontext von Er-

wachsenenbildung in Deutschland. Anti-Bias ist eine Trainingsmethode, die die Inter- und 

Transsektionalität der Fragen der Exklusion und Inklusion in Trainings umsetzt. In der be-

sonderen Verbindung zur Erwachsenenbildung ist dieser Ansatz von enormer Bedeutung, 

denn „das Thema Diskriminierung steht […] im Fokus der Anti-Bias Arbeit in der Erwachse-

nenbildung“ (ebd.). Zentrale Elemente der Anti-Bias-Pädagogik zielen auf einen „verantwor-

tungsvollen Umgang“ mit Machtpositionen als Erwachsenenbildner der Mehrheitsgesellschaft 

und als Entscheidungsträger in Weiterbildungseinrichtungen. Es ist das Ziel die „pädagogi-

schen Einrichtungen zu Institutionen zu machen, in denen Diskriminierung nicht vorkommt“ 

(ebd. S. 204). 

 

Lafranchi (2008, S. 256–257) empfiehlt daher für heutige und künftige Lehrer/innen und 

Kursleiter/innen die „deutliche Erhöhung“ der Verbindlichkeit von Angeboten zur Vermittlung 

interkultureller Kompetenzen, indem „verpflichtende Module, Praktika in heterogenen Klas-

sen, Supervision und Verfahren der Qualitätssicherung“ eingeführt werden. Attia/Foitzik 

(2009 S. 14) stellen verschiedene Anforderungen an die Praxis des pädagogischen Han-

delns in der Einwanderungsgesellschaft. Zur Berücksichtigung des Aspekts von Repräsen-

tanz, sowohl auf der Ebene der Mitarbeitenden als auch in pädagogischen Angeboten, sind 

die Fragen zu stellen: Wer spricht? Wer ist wie beteiligt? Wer wird wie öffentlich wahrge-

nommen? Welche gewollten und ungewollten Effekte hinterlässt die pädagogische Arbeit? 

(vgl. Attia/Foitzik ebd., S. 14). 

 

Prömper (vgl. 2010) stellt an alle Weiterbildner die Forderung einer inkludierenden Pädago-

gik: Das Management der hohen Diversität von Kursteilnehmenden erfordere eine interkultu-

relle Öffnung. Diese kann durch gemischte Teams, durch Angebote in verschiedenen Spra-

chen, durch unterschiedliche Werbewege und Angebote etc. erreicht werden. Monologische 

Institutionen haben ausgedient. Interkulturelle Kompetenz zielt damit auf eine Öffnungsstra-

tegie von Einrichtungen. Mecheril (2000) stellt zusammenfassend drei Fragen:  

 

1. In welcher Weise schließt das pädagogische Tun/der pädagogische Ort das kulturell 

Andere aus?  

2. In welcher Weise produziert das pädagogische Tun das kulturell Andere?  
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3. Wie könnte der kulturell Andere einbezogen werden, sodass der Andere nicht genö-

tigt wird, sich als Anderer darzustellen, und zugleich aber die Freiheit gewährt wird, 

sich als Andere darzustellen?  

 

 

4. Leitlinien eines Index der Inklusion für Weiterbildungsanbieter 

 

Der historische und gegenwärtige Anspruch der Weiterbildung wirft die Frage auf, ob Weiter-

bildung der Migrant/inn/en tatsächlich zu Chancengleichheit führt. Aus bildungspolitischer 

Sicht könnte man z.B. fragen, ob die Weiterbildungsplanung und Angebotsentwicklung zivil-

gesellschaftlich verankert und sozialraumorientiert sind. An die Politik ist die Frage zu stellen, 

ob die staatlich angeordneten und von vielen privaten Anbietern durchgeführten Integrati-

onskurse „Aufstieg durch Bildung“ und „gesellschaftliche Teilhabe“ für Migrant/inn/en tat-

sächlich zielführend sind? Aus pädagogischer Sicht könnte man schließlich fragen, ob die 

pädagogischen Ansätze der Anbieter die oben genannten Aspekte capacity und Kompetenz 

gleichermaßen ermöglichen?  

 

Diese Fragen können durch die hier vorgeschlagenen Indikatoren konstruktiv beantwortet 

werden. Die im folgenden Abschnitt tabellarisch aufgelisteten Indikatoren thematisieren Be-

reiche, die sich auf die Strukturen und politischen Rahmenbedingungen beziehen, in denen 

Akteure im Weiterbildungsfeld agieren, nämlich Teilnehmende, Entscheidungsträger, Lehr-

kräfte, Weiterbildungsanbieter etc. Hinweise aus den bereits erwähnten UNESCO-Leitlinien 

für Inklusive Bildung, dem Index der Inklusion für die Schule und dem Kommunalen Index für 

Inklusion (vgl. Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft 2010; McDonald/Olley 2002) sind 

hier leitend.30  

 

Tabellarisch sind die Themenbereiche, Leitlinien und Indikatoren für die Themenbereiche 

formuliert. Der Index besteht aus einer ersten Checkliste mit verschiedenen Fragen und/oder 

Statements. Die Leitlinien und die entsprechenden Fragen und Statements könnten Akteuren 

in den Weiterbildungseinrichtungen helfen, sich in entsprechenden Themenbereichen, z.B. 

30 Die Montag Stiftung hat ein Arbeitsbuch „Kommunaler Index für Inklusion“ herausgegeben. Die 
Idee, den Index für Schulen auf die Arbeit im Gemeinwesen anzuwenden, kommt aus dem britischen 
Suffolk, wo ein Handbuch entwickelt wurde, um inklusives Handeln in allen kommunalen Bereichen 
umzusetzen. 
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Umgang mit Zugangsbarrieren, selbst zu überprüfen. Für jeden Themenbereich wird ver-

sucht, relevante Anmerkungen, die als Hauptmerkmal für den jeweiligen Indikator dienen, 

hinzuzufügen. Es ist das Ziel, anhand dieser Indikatoren einen Dialog innerhalb der Einrich-

tungen anzuregen und, wo nötig, bei der Planung und Umsetzung inklusionsfördernde Maß-

nahmen zu ergreifen. 
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Leitlinien Indikatoren Anmerkung/Quelle 

 1. Themenbereich: Umgang mit Zugangsbarrieren  Hier geht es darum, Weiterbildungsangebo-
te zu berücksichtigen, die Zugangsbarrieren 
für Migrant/inn/en abbauen sollen  (→Kap. 
3.1) 

1a  soziokulturelle 
 Barrieren 
 

o Mehrsprachige Angebote: Wird Mehrsprachigkeit 
willkommen geheißen, wird insbesondere die Wich-
tigkeit von muttersprachlichem Unterricht aner-
kannt? 

o Schulische/Ausbildungsdefizite: Wie werden diese 
bei der Beratung und bei den Angeboten berück-
sichtigt und welche Hilfsmittel werden bereitge-
stellt? 

o Informationsdefizit: wie ist die Öffentlichkeitsarbeit 
der Einrichtung? 

o Gibt es mehrsprachige Informationsbroschüren? 

 

1b  strukturelle Barrieren o Anerkennung von Abschlüssen im Ausland: Wel-
che Coaching- und Beratungsmöglichkeiten bietet 
Ihre Einrichtung? 

o Zugang zu Ausbildungsplätzen: Welche geeignete 
Beratung bietet Ihre Einrichtung? 

 

 

2. Themenbereich: Mehrdimensionalität von Inklusion Inklusion ist als ein vielschichtiger Prozess 
zu begreifen (→Kap. 3.2) 

2a  intersektionaler Ansatz 
 

o Sind Alter, Gender, Migrationshintergrund, religiöse 
Zugehörigkeit bei der Angebotsentwicklung genü-
gend berücksichtigt?  

o Werden hetereogene eher als hindernd denn als 
bereichernd angesehen? 

 

 

2b Mitarbeitende mit 
 Migrationshintergrund 
 als Entscheidungsträger 

o Wie viele Mitarbeitende mit Migrationshintergrund 
sind im Team?  

o Auf welcher Hierarchiestufe befinden sich ggf. die 
Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund? 
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o Ist Cultural Mainstreaming ein Kriterium in der An-
stellungspolitik der Einrichtung? 

2.c  institutionelle 
Verankerung 

 

o Ist der Inklusionsgedanke in der Gesamteinrichtung 
als Begriff reflektiert oder ist Inklusion eher Einzel-
kämpfern in der Einrichtung überlassen? 

o Welche Programme sind gestartet, um ein Be-
wusstsein für inkludierende Weiterbildung zu schaf-
fen? 

o Wie werden diese Programme finanziert? Sind sie 
feste Bestandteile des jährlichen Programmbud-
gets oder begrenzt auf sporadische Einzel-
Maßnahmen und Modellversuche? 
 

 

3. Themenbereich: Partizipation und Capability 
 

 Neben Kompetenzvermittlung ist capability 
Leitmotiv der Weiterbildung. Dabei werden 
neben betrieblicher Weiterbildung und 
employbility auch Angebote für politische 
Bildung, etwa citizenship education, als 
notwendig betrachtet. Zugrunde liegt eine 
holistische Definition von Inklusion gemäß 
der Kriterien der UNESCO (→Kap. 3.3). 

3a    Autonomie und  Selbst 
-bestimmung erhöhen 

o Sind die potenziellen Teilnehmenden befähigt, ihre 
Interessen selbstverantwortlich und selbstbestimmt 
zu vertreten und die Inhalte entsprechend zu gestal-
ten? 

 

3b  Capability o Sind Angebote vorhanden, durch die die Teilneh-
menden sich ernst genommen fühlen? 

o Stärken die Kurse ihr Selbstbewusstsein und ihre 
Handlungskompetenz? 

o Gewinnen sie dadurch Selbstvertrauen (z.B. 
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Empowerment Trainings)? 
o Welchen rechtlichen und psychosozialen Schutz und 

welche Beratung bietet die Einrichtung für den po-
tenziellen Teilnehmenden, um ihren rassistischen 
und ethnisch motivierten Diskriminierungserlebnissen 
zu begegnen und diese zu thematisieren? 

3c  Zusammenarbeit mit 
 MISO/Verbänden 

o Sind MISO ein selbstverständlicher Teil der Informa-
tions- und Öffentlichkeitspolitik? 

o Werden MISO nur als reine Informationsquellen über 
bestimmte ethnische Gruppierungen wahrgenommen 
oder werden ihnen auch spezielle Kenntnisse und 
konkrete Handlungsfähigkeiten zugeschrieben? 

 

3d partizipative 
 Qualitätsentwicklung 

o Sind geeignete Instrumente und Möglichkeiten für 
Mitsprache und Mitentscheidungswege der potenziel-
len Teilnehmenden bei den Qualitätsgesprächen und 
Maßnahmen vorhanden? 

o Wie ist die Nachhaltigkeit solcher Methoden sicher-
gestellt? 

 

 4. Themenbereich: Sozialraum-/Lebenswelt-Orientierung  Hier geht es um die Prinzipien der Anerken-
nung und Ressourcenorientierung, die die 
Arbeitsweise der Einrichtung bestimmen 
(→Kap. 3.4) 

4a  Ressourcen-
orientierung  

o Ist der Ansatz der Sozialraumorientierung in der Ein-
richtung bekannt und wird dieser bei der Angebots-
entwicklung berücksichtigt? 

o Welche Ressourcen der Teilnehmenden und der 
Umgebung sind Ihnen bekannt und werden wertge-
schätzt? 

 

4b  Ressourcenkatalog o Verfügt die Einrichtung über einen Katalog (z.B. 
Mehrsprachigkeit der Teilnehmenden, interkulturelle 
Kompetenz der Teilnehmenden und der Gemeinde) 
http://www.good-
practice.de/recherche_inklusion.pdfder vor Ort vor-
handenen Ressourcen? 

o Werden die Teilnehmenden als Lebensweltexperten 
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betrachtet, die zu interaktiven Prozessen des Unter-
richts beitragen können oder sind sie eher passive 
Empfänger der Kurse? 

4c Zusammenarbeit  
            mit Vertretungen  

verschiedener  
Migrantengruppierun-
gen 

o Wurde sich bei der Angebotsentwicklung mit ver-
schiedenen Migrantenselbstorganisationen, Religi-
onsgemeinschaften, Vereinen, Elternschulen und 
Stadtteileinrichtungen vor Ort genügend beraten? 

o Wie ist die Stellungnahme Ihrer Einrichtung zu For-
derungen der Integrationsbeauftragten bzw. der In-
tegrationsbeiräte vor Ort? 

o Wie nimmt die Menschen mit ungeklärtem und unsi-
cherem Aufenthaltstatus (Geduldete, Asylbewerber 
und Flüchtlingsgruppen) wahr? Wie versucht Ihre 
Einrichtung diese Gruppen in die Weiterbildung zu 
inkludieren? 

o Welche konkreten Schritte und Maßnahmen sind in 
diesem Bereich bereits vorhanden? 

 

 

5. Zivilgesellschaftliche Verankerung Hier geht es darum, wie die zivilgesell-
schaftlichen Akteure (social partners) und 
die betroffenen Organisationen der Zivilge-
sellschaft in die inklusionsfördernden Maß-
nahmen und Prozesse eingebunden sind 
(→Kap. 2.3). 

5a Zusammenarbeit mit 
 Einrichtungen vor Ort 

o Wie sind Unternehmen, Kammern, Gewerkschaften, 
die Agentur für Arbeit und die Beratungsstellen der 
Behörden für Bildung in Ihre Arbeit eingebunden? 

o Sind die kulturellen religiösen und sozialen Verbän-
de und Nicht-Regierungs-Organisationen (NRO) für 
die Arbeit der Einrichtungen in Betracht gezogen 
worden? 

 

5b Unterstützung der 
 lokalen Community und 
 des Privatsektors 

o Wie werden die lokalen Communities gestärkt, um 
inkludierende Weiterbildung zu unterstützen? 
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6. Themenbereich: Inkludierende Erwachsenenbildung Hier geht es um zusätzlich angebotene Kur-
se zu den gesetzlich verordneten Integrati-
onskursen und um die kreativen didakti-
schen Ansätze zur Kursleitenden-
Ausbildung im Bereich Weiterbildung und 
Migration (→Kap. 3.5).  

6a  Integrationskurse und 
 Inklusionsinhalte 
 

o Welche weiteren Kurse bietet Ihre Einrichtung neben 
den gesetzlich festgeschriebenen 
Integrationskursenan? 

o Wie werden solche Kurse finanziert, und sind sie nur 
Modellkurse oder Regelangebote?  

o Ist der Inhalt des Curriculums relevant für die konkre-
ten Bedürfnisse und die unmittelbare und langfristige 
Zukunft der Teilnehmenden? 

o Erlaubt das Curriculum Variationen bei den Arbeits-
methoden? 

o Wird Feedback gesammelt und für die reguläre 
Überarbeitung des Curriculums genutzt, um neue Vi-
sionen und Umstände in Betracht zu ziehen? 

 

6b      Ausbildung von Kurslei-
tenden und Lehrkräften 

o Werden Reflexions- und Handlungskompetenz als 
Ergänzung zu Sachkompetenzen gesehen? 

o Reflexionskompetenzen: Wie werden sie einge-
schätzt? 

o Handlungskompetenzen: Wie werden sie vermittelt 
und nachhaltig weiterentwickelt? 

o Werden Lehrkräfte und Kursleitende ermutigt, in 
Teams (mit und ohne Migrationshintergrund) zu ar-
beiten?  

o Sind die Unterrichtsmethoden interaktiv? 
o Werden Lehrkräfte und Kursleitende ermutigt, mit Ak-

teuren der Zivilgesellschaft zu kooperieren? 
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6c IK,Kompetenz und 
 Antidiskriminierung 
 

o Was versteht Ihre Einrichtung unter interkultureller 
Kompetenz? 

o Werden Prinzipien wie Anti-Diskriminierung, Wert-
schätzung von Vielfalt und Toleranz durch das Curri-
culum gefördert? 

o Sind Menschenrechte Teil des Curriculums? 

 

Tabelle: Leitlinie für die Indikatoren der Inklusion für Weiterbildungsanbieter. Quelle: eigene Darstellung 
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5. Ausblick  

 

Während der 13. International Metropolis Conference (2008) zu dem Thema Mobilität, Integ-

ration und Entwicklung in einer globalisierten Welt stellte Maurice Crul vom Institute for Mig-

ration Studies, Amsterdam, folgende drei Fragen im Kontext der Integration der sog. zweiten 

Generation:  

 

1. Wo ist der Ort der Integration?  

2. Wer wird mit wem integriert?  

3. Wann und in welchem Kontext gelingt Integration am besten? (vgl. Rother El-Lakkis 

2008).  

 

Gelungene Integration setzt voraus, dass man auf jede dieser Fragen auch eine Antwort an-

bieten kann. Bisherige Diskurse, Forschung und Praxis fokussierten jedoch überwiegend auf 

die Schwächen, Defizite und Notlagen der Migrant/inn/en. Die Anti-Diskriminierungs-

Forschung zeigt, dass die Suche nach Ursachen der Ausgrenzung vernachlässigt wird, in-

dem zu viel Konzentration auf den Lösungsstrategien für die Situation und Lage der Ausge-

grenzten gelegt wird und dabei das Problem von der Ursache zum Ausgegrenzten verscho-

ben wird. Deshalb: Wenn eine konsequente Inklusionspraxis entwickelt werden soll, müssten 

verstärkt die ausgrenzenden Strukturen und Akteure im Mittelpunkt der Forschung stehen.  

 

Es ist hierbei unverzichtbar, aus den Erfahrungen der Ausgeschlossenen und ihren Überle-

bensstrategien zu lernen. Hier ist ein Blickwechsel der Weiterbildungsanbieter gefordert, wo-

bei die Adressaten, die Teilnehmenden, nicht Opfer/Objekte der Angebote sind, sondern 

handelnde Akteure, Subjekte und Mitwirkende. Inklusion ist also mitnichten alleinige Aufgabe 

der Migrant/inn/en – auch die Mehrheitsgesellschaft ist gefordert. Diese Forderung ist zu-

gleich eine Einladung zum mutigen Perspektivwechsel, der nicht die Zwänge, sondern die 

Chancen eines gemeinsamen Vorgehens auf die Tagesordnung setzt. Inklusion wird geför-

dert durch politische Teilnahme und durch Wertschätzung. Und Teilhabe entsteht erst dann, 

wenn alle Bildungsbarrieren für Migrant/inn/en untersucht und beseitigt worden sind.  
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